Beilage 3: Bau- und Zonenreglement alt/neu

Offentliche Auflage 15. Februar 2024

Der Vergleich beschrankt sich auf das bestehende Bau- und Zonenreglement (BZR) Schétz. Auf die Auffithrung des BZR Ohmstal wird Zwecks Ubersichtlichkeit verzichtet.

Schwarz = unverdnderter Text

Rot = Anderung bzw. Streichung

BZR neu BZR alt

A Planungsvorschriften

I Allgemeine Bestimmungen

Hinweis auf PBG: §la  Triger der Planung Hinweis auf PBG: §1 Tréger der Planung
§2 Ziele und Grundsétze der Raumplanung §2 Ziele und Grundsétze der Raumplanung
§3 Aufgaben §3 ZLwweisongder Aufgaben
§6  Information und Mitwirkung der Bevolkerung § 1551
§16  Bau- und Nutzungsvorschriften §6 Information und Mitwirkung der Bevdlkerung
§17  Zustandigkeit

Art. 1 Zweck

Das Bau- und Zonenreglement bezweckt eine haushalterische Nutzung des Bodens und eine
geordnete Besiedlung des Gemeindegebiets unter Beachtung eines schonenden Umgangs
mit den natiirlichen Lebensgrundlagen und dem Orts- und Landschaftsbild sowie die Schaf-
fung und Erhaltung wohnlicher, qualitatsvoller Siedlungen und der raumlichen Voraussetzun-
gen fur die Wirtschaft. Dabei sind die weiteren Ziele und Planungsgrundsatze der Raumpla-
nung zu beachten.

Art. 2 Zustandigkeit

' Die Stimmberechtigten sind zustandig fir den Erlass von Zonenplanen, Bau- und Zonen-
reglementen sowie Bebauungsplanen.

2 Die Abteilung Bau und Infrastruktur der Gemeinde ist zustandig fur die Erteilung von Bau-
bewilligungen im vereinfachten Verfahren.

3 In den Ubrigen Fallen ist der Gemeinderat die zustandige Behorde.

] Richtplanung




BZR neu

BZR alt

Hinweis auf PBG: §7 Kantonaler Richtplan
§8 Regionale Teilrichtpline
§9 Kommunale Richtpléne
§10 Inhalt der Richtpldne
§10a Kommunaler Erschliessungsrichtplan
§11  Verbindlichkeit der Richtpldne

§12  Vorpriifung der Richtpldne
§13  Verfahren fiir die Richtpldne
§14  Anpassung der Richtpldne

Hinweis auf PBG: §7 Kantonaler Richtplan
§8 Regionale Richtpline

§9 Kommunale Richtpléne

§10 Inhalt der Richtpldne

§11  Verbindlichkeit der Richtplane
§12  Vorpriifung der Richtpldne
§13  Verfahren fiir die Richtpldne
§14  Anpassung der Richtpldne

Art. 3

Der Gemeinderat erlasst im Sinne von §9 und §10a PBG einen kommunalen Erschlies-
sungsrichtplan. Dieser ist fir die Behérden verbindlich.

Erschliessungsrichtplan

Art. 1 Erschliessungsrichtplan

Der Gemeinderat erlasst im Sinne von §9 und §40-PBG einen kommunalen Erschlies-
sungsrichtplan. Dieser ist fir die Behérden verbindlich.

1] Nutzungsplanung

1 Gemeinsame Bestimmungen
Hinweis auf PBG: §15 Nutzungsplédne Hinweis auf PBG:  §15/16 Nutzungspléne / Bau- u. Nutzungsvorschriften
§16  Bau- und Nutzungsvorschriften § standieket
§18  Anordnungen des Regierungsrates §18  Anordnungen des Regierungsrates
§19  Vorpriifung §19/20 Vorpriifung und Genehmigungspflicht
§20  Genehmigungspflicht §21  Veréftentlichung

§21  Veroffentlichung
§22  Anpassung

§22  Anpassung




BZR neu

BZR alt

Art. 4 Ausnahmebewilligung

" In Erganzung des § 37 PBG kann der Gemeinderat Ausnahmen von den Vorschriften des
BZR bewilligen:

a. wenn die Anwendung der Reglementsvorschriften zu einem sinnwidrigen, den
Interessen des Orts- und Landschaftsbildschutzes nicht entsprechenden Resul-
tat fihren wirde,

b.  fur offentliche und gemeinnitzige Bauten,

c.  fur provisorische Bauten wie Verkaufsstande, Baracken, usw.

d. bei Vorliegen eines Gestaltungs- oder Bebauungsplanes.

2 Ausnahmebewilligungen sind zu begriinden und kénnen an Bedingungen und Auflagen ge-
bunden, als befristet oder als widerrufbar erklart werden.

3 Der Gemeinderat kann Auflagen in der Baubewilligung auf Kosten des Gesuchstellers als
offentlich-rechtliche Eigentumsbeschrankung im Grundbuch eintragen lassen.

Art. 4 Ausnahmebewilligung

" In Erganzung des § 37 PBG kann der Gemeinderat Ausnahmen von den Vorschriften des
BZR bewilligen:

a. wenn die Anwendung der Reglementsvorschriften zu einem sinnwidrigen, den
Interessen des Orts- und Landschaftsbildschutzes nicht entsprechenden Resul-
tat fihren wirde,

b.  fur &ffentliche und gemeinnitzige Bauten,

c. fur provisorische Bauten wie Verkaufsstande, Baracken, usw.

2 Ausnahmebewilligungen sind zu begriinden und kdnnen an Bedingungen und Auflagen ge-
bunden werden.

Art. 5 Qualitat
" Bauten und Anlagen sind qualitatsvoll zu gestalten.

2 Fir die Eingliederung sind in Ergdnzung zu den Zonenbestimmungen zu berlcksichtigen:

— Pragende Elemente und Merkmale des Strassen-, Orts- und Landschaftsbildes und
Eigenheiten des Quartiers,

— Standort, Stellung, Form, Proportionen und Dimensionen der Bauten und Anlagen,

—  Gestaltung benachbarter Bauten und Anlagen,

—  Gestaltung, Materialwahl und Farbgebung von Fassaden, Dachern und Reklamen,

—  Gestaltung der Aussenraume, insbesondere der Vorgarten und der Begrenzungen
gegen den offentlichen Raum,

— Umgebungsgestaltung, insbesondere bezlglich Erschliessungsanlagen, Terrain-
veranderungen, Stitzmauern und Parkierung.

3 Entlang der als Verkehrszonen ausgeschiedenen Strassen und Wege in der Kern- und
Dorfzonen sind keine festen Einfriedungen wie Larmschutzwande, Mauern, etc. hoher als 1
m zulassig. Davon ausgenommen sind Elemente der Gartengestaltung wie Hecken, Stelen,
etc.

4 Der Gemeinderat kann flr ortsbaulich wichtige oder quartierrelevante Projekte ein quali-
tatssicherndes Konkurrenzverfahren verlangen.

5 In der Kernzone und bei den Kulturdenkmalern ist bei Beginn der Planungs- und Projektie-
rungsarbeiten fir Neubauten oder fir Umbauten mit massgebenden raumlichen Auswirkun-
gen eine Voranfrage an die Gemeinde zu machen, um die ortsbaulichen Anforderungen und
Rahmenbedingungen zu klaren. Die Gemeinde begleitet bei Bedarf die Erarbeitung des Pro-
jekts.

Art. 36

Gestaltung der Bauten




BZR neu

BZR alt

Art. 6 Begutachtung

' Der Gemeinderat kann sich bei Fragen des Bauwesens und zur Beurteilung von Qualitats-
anforderungen gem. Art. 5 durch Fachleute oder durch ein Begleitgremium beraten lassen.
Er ist berechtigt, die dadurch entstehenden Kosten auf den Gesuchsteller zu tibertragen.

2 Ein allfalliges Begleitgremium wird durch den Gemeinderat auf seine eigene Amtsdauer
gewahlt. Dieses hat zur Mehrheit aus auswartigen Fachpersonen zu bestehen.

Art. 7 Klimaschutz und Klimaadaption

' Den Themen Klimaschutz und Klimaadaption ist im Planungs- und Bauwesen auf allen Stu-
fen angemessen Rechnung zu tragen, insbesondere hinsichtlich Positionierung, Materialisie-
rung, Begriinung/Bepflanzung, Belichtung/Besonnung von Bauten und Anlagen.




2 Nutzungsziffern

Hinweis auf PBG:  §23  Zweck und Anwendungsbereich
§25  Uberbauungsziffer
§29  Berechnungsweise

Hinweis auf PBG: §23  Zweck und Anwendungsbereich

- .
§25  Uberbauungsziffer

§29 Berechnungsweise

Art. 8 Uberbauungsziffer (02)
' Die Uberbauungsziffer ist das Verhaltnis der anrechenbaren Gebaudefléche zur anrechen-
baren Grundstlicksflache. Sie wird fur Hauptbauten und Nebenbauten separat festgelegt.

2 Die maximal zulassigen Uberbauungsziffern sind in Anhang 1 dieses Reglements festge-
legt.

At 3 = | or A . £
"Im Sinne von § 9 Abs. 2 der Verordnung zum Planungs- und Baugesetz (PBV) betragt der
Berechnungsfaktor nach § 9 Abs. 1 PBV fir alle Zonen 1,0.

Art. 9 Uberbauungsziffer fiir Hauptbauten
' Die Uberbauungsziffer fiir Hauptbauten ist von der Gesamththe sowie der Dachgestaltung
abhangig. Als Grundwert gilt die UZ-a aus Anhang 1.

2 Fir Schragdachbauten nach Art. 52 und Flachdachbauten mit zurlickversetztem oberstem
Geschoss nach Art. 53 gilt die UZ-b aus Anhang 1.

3 Fur Bauten, welche die zulassigen Gesamthéhen (Grundwert und max. Gesamthéhe) um
jeweils mindestens 3.0 m unterschreiten, gilt die UZ-c aus Anhang 1.

Art. 10 Uberbauungsziffer fiir Nebenbauten

Unter dem Begriff der Nebenbaute werden im vorliegenden Reglement Bauten mit einer Ge-
samthohe bis 4.5 m zusammengefasst, unabhangig davon, ob sie Haupt- oder Nebennutz-
flachen aufweisen. Als Nebenbauten gelten auch An- und Kleinbauten gemass § 112a Abs.
2 lit. c und d PBG. Die Uberbauungsziffern fiir Nebenbauten sind im Anhang 1 festgehalten.

Art. 11 Uberbauungsziffer fiir Bauten gemiss § 13a PBVG
Fir Bauten gemass § 13a PBV gilt keine UZ

Art. 12 Mindestgesamthohe

Bei Neu- oder Ersatzbauten gilt die in Anhang 1 dieses Reglements festgelegte Mindestge-
samthohe.




3 Baulinien und Baubereich

Hinweis auf PBG: §30 Zweck und Wirkung Hinweis auf PBG: §30 Zweck und Wirkung
§31  Verfahren §31  Verfahren
4 Kantonaler Nutzungsplan
Hinweis auf PBG: §33a Zweck, Voraussetzungen Hinweis auf PBG: §33a Zweck, Voraussetzungen
§33b Verfahren §33b Verfahren
5 Zonenplan, Bau- und Zonenreglement
a. Allgemeine Bestimmungen
Hinweis auf PBG: §34  Regelungspflicht der Gemeinden Hinweis auf PBG: §34  Regelungspflicht der Gemeinden
§35 Zonenplan §35 Zonenplan
§36  Bau- und Zonenreglement §36  Bau- und Zonenreglement
§37  Ausnahmen §37  Ausnahmen
§38  Verfiigbarkeit von Bauland e s ol Dl o
§38a Infrastrukturvertrage : : skl :
§39  Siedlungsentwicklung nach innen




Art. 13 Zoneneinteilung
Das Gemeindegebiet wird eingeteilt in:

" Bauzonen:

KS Kernzone Schotz

DS Dorfzone Schoétz

DO Dorfzone Ohmstal
W1a Wohnzone 1a normal
W1b Wohnzone 1b dicht
W2a Wohnzone 2 locker
W2b Wohnzone 2 normal
W2c Wohnzone 2 dicht
W3a Wohnzone 3 normal
W3b Wohnzone 3 dicht

W5 Wohnzone 5 normal
WA Wohn- und Arbeitszone
Allla Arbeitszone lll a

Alllb  Arbeitszone lll b

AlV Arbeitszone IV

SBF Sonderbauzone Feld
SBG  Sonderbauzone Glang

Oz Zone fiir 6ffentliche Zwecke

SF Zone fir Sport und Freizeitanlagen
\Y Verkehrszone

GR Griinzone

GRS  Grinzone Spielflache (Grundnutzung oder Uberlagert)
GRG  Grlnzone Gewasserraum (Uberlagert)

2 Nichtbauzonen:

LW Landwirtschaftszone

R Reservezone

UG A-V Ubriges Gebiet A - Verkehrsflache

UG A Ubriges Gebiet A (geméss § 56 Abs. 1a PBG)
UG C Ubriges Gebiet C (gemass § 56 Abs. 1c PBG)
FG Freihaltezone (uberlagert)

3 Schutzzonen:

NS Naturschutzzone
LS Landschaftsschutzzone (Uberlagert)
(O] Ortsbildschutzzone (Uberlagert)

Art. 5 Zoneneinteilung
Das Gemeindegebiet wird eingeteilt in:
' Bauzonen:

SBF Sonderbauzone Feld

Alll Arbeitszone Il

AlV Arbeitszone IV

We — Weilerzone

Oz Zone fiir éffentliche Zwecke

SF Zone fir Sport und Freizeitanlagen
GR Griinzone

2Nichtbauzonen:

LW Landwirtschaftszone
UGa Ubriges Gebiet geméss § 56 Abs. 1a PBG

. . E E § °
UGc Ubriges Gebiet gemass § 56 Abs. 1c PBG
F Freihaltezone

3 Schutzzonen
NS Naturschutzzone
LS Landschaftsschutzzone (Uberlagert)

(O] Ortsbildschutzzone (Uberlagert)
+Sehutzobjekte

KO Kulturobjekte

NO— Naturobjekte




b Bauzonen

Hinweis auf PBG: §44  Kern- oder Dorfzone Hinweis auf PBG: §44  Kern- urd Dorfzone
§45  Wohnzone §45  Wohnzone
§46  Arbeitszone §46  Arbeitszone
§48  Zone fiir 6ffentliche Zwecke B e
§49  Zone fiir Sport- und Freizeitanlagen §48  Zone fiir 6ffentliche Zwecke
§50  Griinzone §50  Griinzone
§52  Verkehrszone B
Art. 14 Kernzone Schotz (KS)

' Zweck: Die Kernzone Schoétz bezweckt den Erhalt des gewachsenen Ortskerns in seiner
Struktur und Funktion sowie dessen qualitatsvolle Weiterentwicklung und Starkung des 6f-
fentlichen Raumes.

2 Nutzung: Zulassig sind Bauten, Anlagen und Nutzungen fiir Dienstleistungs- und Gewerbe-
betriebe, zum Wohnen und zur Erfiillung 6ffentlicher Aufgaben, die sich baulich und mit ihren
Auswirkungen in den Charakter des Ortskerns einfligen. Freie Lager- und Umschlagplatze
sind nicht gestattet.

3 Erdgeschossnutzung entlang Nebiker- und Luzernerstrasse: Bei Neu- und Ersatzbauten
sind die Erdgeschosse gegen die Nebiker- und Luzernerstrasse hin mindestens zur Halfte
fur Arbeits- und Dienstleistungsnutzungen (wie Laden, Restaurants, Ateliers, Blros und der-
gleichen) baulich vorzusehen und zu nutzen. Der Gemeinderat kann Ausnahmen bewilligen.

4 Grundmasse: Die definitiven Gebadudedimensionen (Nutzungsmass, Gesamthohe, Gebu-
delange usw.), legt der Gemeinderat unter gebiihrender Berlicksichtigung des Ortsbildes,
aller raumrelevanten Aspekte wie Gebaude- und Umgebungsgestaltung, Verkehr, Erschlies-
sung und Schutzanspriiche sowie sonstiger 6ffentlicher und privater Interessen von Fall zu
Fall fest. Der Bau von Einfamilienhausern ist nicht gestattet.

5 Der Grenzabstand fir Hochbauten betragt 4.0 m.

6 Gebaudegestaltung: Die Gebaude sind so zu gestalten, dass sie beziiglich kubischer Ge-
staltung, Dimensionierung sowie der Fassaden- und Dachgestaltung der ortlichen Situatio-
nen entsprechen und sich gut eingliedern. Fir Hauptbauten sind Schragdacher mit einer
Dachneigung von mindestens 18 Grad vorzusehen.

7 Umgebungsgestaltung: Hauszugange, Frontfassaden, Vorgarten und Vorplatze nehmen
Bezug zum o&ffentlichen Raum und passen sich in ihrer Gestaltung in den bestehenden Orts-
kern ein. Mit dem Baugesuch ist ein Umgebungsplan einzureichen.

8 Der Abbruch von Gebauden und Gebaudeteilen sowie von baulichen Bestandteilen der
Umgebungsgestaltung (Brunnen, Treppen usw.) ist bewilligungspflichtig. Eine Abbruchbewil-
ligung wird nur erteilt, wenn der Abbruch das Ortsbild nicht in Ubermassiger Weise schadigt
oder fiir die entstandene Baullicke ein rechtskraftig genehmigtes Projekt vorliegt.

2 Zulassige Nutzung: Wohnen, hochstens massig stérende Dienstleistungs- und Gewerbe-
betriebe, sehulische-Zwecke:

5 Der Abbruch von Gebauden und Gebaudeteilen sowie von baulichen Bestandteilen der
Umgebungsgestaltung (Brunnen, Treppen usw.) ist bewilligungspflichtig. Eine Abbruchbewil-
ligung wird nur erteilt, wenn der Abbruch das Ortsbild nicht in Ubermassiger Weise schadigt
oder fiir die entstandene Baullicke ein rechtskraftig genehmigtes Projekt vorliegt.

7 Larmempfindlichkeitsstufe: Il




9 Voranfrage und Begutachtung: Bauvorhaben mit erheblichen Auswirkungen auf das Orts-
bild sind gemass Art. 5 und Art. 6 dieser Vorschriften im Rahmen einer Voranfrage zu begut-
achten. Der Gemeinderat kann bei diesen Bauvorhaben die Durchfliihrung eines Studienauf-
trags oder eines Wettbewerbsverfahrens verlangen.

10 Es gilt Larmempfindlichkeitsstufe I1l. Bei der Erstellung reiner Wohnbauten ist ein gemass
dem Stand der Technik optimierter Larmschutz umzusetzen. Fur larmempfindliche Raume
ist dabei die Einhaltung der Grenzwerte der Larmempfindlichkeitsstufe Il anzustreben.

Art. 15 Dorfzone Schoétz (DS)

' Zweck: Die Dorfzone Schétz bezweckt die Bildung eines Dorf- und Geschaftszentrums mit
guter Nutzungsdurchmischung und attraktiven, 6ffentlichen Freiraumen.

2 Nutzung: Zulassig sind Bauten, Anlagen und Nutzungen fiir Dienstleistungs- und Gewerbe-
betriebe, zum Wohnen und zur Erfiillung 6ffentlicher Aufgaben, die sich baulich und mit ihren
Auswirkungen in den Charakter des Ortskerns einfligen. Freie Lager- und Umschlagplatze
sind nicht gestattet.

3 Grundmasse: Die max. zulassigen Masse fiir Hauptbauten mit reiner Wohnnutzung sind in
Anhang 1 dieses Reglements festgelegt.

4 Erhéhung der Uberbauungsziffer: Fiir Nicht-Wohnnutzungen, welche zur Belebung des
Ortskerns beitragen (d.h. zur Strasse orientierte Gewerbe- und Dienstleistungsnutzungen mit
Bezug zum angrenzenden 6ffentlichen Raum, z. B. Einkauf, Restaurant, 6ffentliche Nutzun-
gen u.a.), kann eine Erhéhung der Uberbauungsziffer beantragt werden. Der Gemeinderat
legt eine solche Erhéhung der Uberbauungsziffer!) unter gebiihrender Beriicksichtigung des
Ortsbildes, aller raumrelevanten Aspekte wie Gebaude- und Umgebungsgestaltung, Verkehr,
Erschliessung und Schutzanspriiche sowie sonstiger 6ffentlicher und privater Interessen von
Fall zu Fall fest.

5 Gebaudegestaltung: Die Gebaude sind so zu gestalten, dass sie beziiglich kubischer Ge-
staltung, Dimensionierung sowie der Fassaden- und Dachgestaltung der ortlichen Situatio-
nen entsprechen und sich gut eingliedern.

6 Umgebungsgestaltung: Hauszugange, Frontfassaden, Vorgarten und Vorplatze nehmen
Bezug zum 6ffentlichen Raum und passen sich in ihrer Gestaltung in den bestehenden Orts-
kern ein. Mit dem Baugesuch ist ein Umgebungsplan einzureichen.

7 Es gilt Larmempfindlichkeitsstufe IIl. Bei der Erstellung reiner Wohnbauten ist ein geméass
dem Stand der Technik optimierter Larmschutz umzusetzen. Fur larmempfindliche Raume
ist dabei die Einhaltung der Grenzwerte der Larmempfindlichkeitsstufe Il anzustreben.

1 Die sich daraus ergebenden zusatzlichen oberirdischen Geschossflachen durfen nicht zu Wohnzwecken verwendet werden, kdnnen aber
innerhalb der Gebaude frei angeordnet werden. Die oberirdische Geschossflache errechnet sich nach SIA 416, ohne der Flachen von

Unterniveaubauten und unterirdischen Bauten gemass § 125 Planungs- und Baugesetz (PBG).




Art. 16 Dorfzone Ohmstal (DO)

' Zweck: Die Dorfzone Ohmstal bezweckt die Bildung eines Siedlungskerns mit einer Nut-
zungsdurchmischung und attraktiven, 6ffentlichen Freirdumen.

2 Nutzung: Zulassig sind Bauten, Anlagen und Nutzungen fiir Dienstleistungs- und Gewerbe-
betriebe, zum Wohnen und zur Erfiillung 6ffentlicher Aufgaben, die sich baulich und mit ihren
Auswirkungen in den Charakter des Ortskerns einfligen. Freie Lager- und Umschlagplatze
sind nicht gestattet.

3 Grundmasse: Die definitiven Gebaudedimensionen (Nutzungsmass, Gesamthohe, Gebau-
delange usw.), legt der Gemeinderat unter gebiihrender Berlicksichtigung des Ortsbildes,
aller raumrelevanten Aspekte wie Gebaude- und Umgebungsgestaltung, Verkehr, Erschlies-
sung und Schutzanspriiche sowie sonstiger 6ffentlicher und privater Interessen von Fall zu
Fall fest.

4 Gebaudegestaltung: Die Gebaude sind so zu gestalten, dass sie bezliglich kubischer Ge-
staltung, Dimensionierung sowie der Fassaden- und Dachgestaltung der ortlichen Situatio-
nen entsprechen und sich gut eingliedern.

5 Umgebungsgestaltung: Hauszugange, Frontfassaden, Vorgarten und Vorplatze nehmen
Bezug zum offentlichen Raum und passen sich in ihrer Gestaltung in den bestehenden Sied-
lungskern an. Mit dem Baugesuch ist ein Umgebungsplan einzureichen.

6 Voranfrage und Begutachtung: Bauvorhaben mit erheblichen Auswirkungen auf das Orts-
bild sind gemass Art. 5 und Art. 6 dieser Vorschriften im Rahmen einer Voranfrage zu begut-
achten. Der Gemeinderat kann bei diesen Bauvorhaben die Durchfiihrung eines Studienauf-
trags oder eines Wettbewerbsverfahrens verlangen.

7 Es gilt Larmempfindlichkeitsstufe II.

1 Die sich daraus ergebenden zusétzlichen oberirdischen Geschossflachen dirfen nicht zu Wohnzwecken verwendet werden, kdnnen aber
innerhalb der Gebaude frei angeordnet werden. Die oberirdische Geschossflache errechnet sich nach SIA 416, ohne der Flachen von

Unterniveaubauten und unterirdischen Bauten gemass § 125 Planungs- und Baugesetz (PBG).

Art. 17 Wohnzone (W)

" In der Wohnzone sind Bauten, Anlagen und Nutzungen zum Wohnen sowie fiir Dienstleis-
tungs- und Gewerbebetriebe zulassig, sofern sich diese baulich und mit ihren Auswirkungen
in die Wohnumgebung einfligen. Massgebend sind dabei die, durch den Charakter und die
Qualitat des Wohnquartiers bestimmten, ortlichen Verhaltnisse.

2 Die maximal zulassigen Uberbauungsziffern, Gesamthéhen und Gebaudeléngen sind in
Anhang 1 dieses Reglements festgelegt.

3 In der Wohnzone 1 (Hlbeli Ohmstal) gilt eine Schragdachpflicht mit einer Dachneigung von
20-45°.

4 Es gilt Larmempfindlichkeitsstufe II.

- Larmempfindlichkeitsstufe: 1







Art. 18 Wohn- und Arbeitszone (WA)

" In der Wohn- und Arbeitszone sind méassig stérende Gewerbe-, Geschéfts- und Dienstleis-
tungsbetriebe sowie Wohnnutzungen, unter besonderer Beachtung eines gentgenden Im-
missionsschutzes, zulassig.

2 Die maximal zuléssigen Uberbauungsziffern und Gesamthohen sind in Anhang 1 dieses
Reglements festgelegt. Typ 1 definiert die Werte fir Hauptbauten mit Wohn-, Arbeits- oder
gemischter Nutzung, Typ 2 definiert die Werte flr zusatzliche Hauptbauten auf demselben
Grundstuick mit ausschliesslicher Arbeitsnutzung.

3 Ein Transfer von Wohnnutzung zu Bauten gem. Typ 2 ist zuldssig, wenn im gleichen Um-
fang Arbeitsnutzung in den Bauten gem. Typ 1 realisiert wird. Die Kompensationsmoglichkeit
besteht nur fir oberirdische Geschossflachen und muss flachengleich erfolgen.

4 Die oberirdische Geschossflache errechnet sich nach SIA 416, ohne der Flachen von Un-
terniveaubauten und unterirdischen Bauten gemass § 125 Planungs- und Baugesetz (PBG).

5 Es gilt Larmempfindlichkeitsstufe IIl. Bei der Erstellung reiner Wohnbauten ist ein geméass
dem Stand der Technik optimierter Larmschutz umzusetzen. Fir l[armempfindliche Raume
ist dabei die Einhaltung der Grenzwerte der Larmempfindlichkeitsstufe Il anzustreben.

[] Gemischte Nutzung

[ Arbeiten

—

Nutzungsiibertrag + Kompensation

UzTyp1 Uz Typ2

Erlduterungsskizze zu Art. 17 Abs. 3 BZR

Die-dreige RO V-oOH—URc—s Aa O V-od cH—DBhaHtHRg—G vV cHC—o
sehaftszentrums—bestimmt—Nicht oder méassig storende Dienstleistungs- und Gewerbebe-
triebe sind zulassig.

—lebemnelioemneshon,
- Larmempfindlichkeitsstufe: Il




Art. 19 Arbeitszone lll a (A llla)

" In der Arbeitszone Il a sind Bauten, Anlagen und Nutzungen fir Dienstleistungs-, Gewerbe-
und Industriebetriebe zulassig. Reine Logistikbetriebe mit einer oberirdischen Geschossfla-
che von gesamthaft mehr als 3'000 m? sind nicht zulassig.

2 Entlang der Luzerner- und der Nebikerstrasse sind freie Lager- und Umschlagplatze unter-
sagt. Der Gemeinderat kann im begriindeten Einzelfall Ausnahmen gewahren.

3 Wohnungen durfen nur fiir Betriebsinhaber und fiir betrieblich an den Standort gebundenes
Personal erstellt werden. Durch geeignete Standortwahl und technische Massnahmen ist fur
wohnhygienisch tragbare Verhaltnisse zu sorgen.

4 Die maximal zulassigen Gesamthéhen und Gebaudelangen sind in Anhang 1 dieses Reg-
lements festgelegt. Der Gemeinderat kann im begriindeten Einzelfall unter Berticksichtigung
offentlicher und privater Interessen Ausnahmen gewahren.

5 Flr Neu-, Um- und Ersatzbauten legt der Gemeinderat unter Beriicksichtigung von Abs. 4
die Ubrigen Gebaudedimensionen fest.

6 Eingliederung: Mit dem Baugesuch ist ein Begriinungskonzept mit Umgebungsplan einzu-
reichen, dass eine gute Eingliederung der Bauten und Anlagen in die Landschaft gewahrleis-
tet.

7 Es gilt die Larmempfindlichkeitsstufe Il

Art. 14

Arbeitszone Il (A 1lI)

- Larmempfindlichkeitsstufe: Il

2 Die weiteren Gebaudedimensionen—insbesenderefir Gebaudeteilewelche-aus betriebs-
technischen-Grinden-Mehrhdhen-verlangen, legt der Gemeinderat im Einzelfall fest. Die 6f-

fentlichen und privaten Interessen sind gebuihrend zu bertcksichtigen.

Art. 20 Arbeitszone Il b (A llib)

" In der Arbeitszone Il b sind Bauten, Anlagen und Nutzungen fir Dienstleistungs-, Gewerbe-
und Industriebetriebe zulassig. Reine Logistikbetriebe mit einer oberirdischen Geschossfla-
che von gesamthaft mehr als 3'000 m? sind nicht zulassig.

2 Die maximal zuldssigen Gesamthohen und Gebaudelangen sind in Anhang 1 dieses Reg-
lements festgelegt. Der Gemeinderat kann im begriindeten Einzelfall unter Berlicksichtigung
offentlicher und privater Interessen Ausnahmen gewahren.

3 Fir Neu-, Um- und Ersatzbauten legt der Gemeinderat unter Beriicksichtigung von Abs. 3
die Ubrigen Gebaudedimensionen fest.

4 Eingliederung: Mit dem Baugesuch ist ein Begriinungskonzept mit Umgebungsplan einzu-
reichen, das eine gute Eingliederung der Bauten und Anlagen in die Landschaft gewahrleis-
tet.

5 Es gilt die Larmempfindlichkeitsstufe Il




Art. 21 Arbeitszone IV (A IV)

"In der Arbeitszone IV sind Bauten, Anlagen und Nutzungen fiir Dienstleistungs-, Gewerbe-
und Industriebetriebe zulassig. Reine Logistikbetriebe mit einer oberirdischen Geschossfla-
che von gesamthaft mehr als 3'000 m? sind nicht zulassig.

2 Entlang der Luzerner- und der Nebikerstrasse sind freie Lager- und Umschlagplatze unter-
sagt. Der Gemeinderat kann im begriindeten Einzelfall Ausnahmen gewahren.

3 Wohnungen durfen nur fiir Betriebsinhaber und fiir betrieblich an den Standort gebundenes
Personal erstellt werden. Durch geeignete Standortwahl und technische Massnahmen ist fur
wohnhygienisch tragbare Verhaltnisse zu sorgen.

4 Grundmasse: Gebaudedimensionen, Ausniitzung, Abstande usw. legt der Gemeinderat un-
ter gebuhrender Berlicksichtigung des Orts- und Landschaftsbildes, der industriellen Erfor-
dernisse und der 6ffentlichen und privaten Interessen von Fall zu Fall fest. Fur die Gesamt-
hohe gilt das im Anhang 1 dieses Reglements festgelegte Mindestmass. Der Gemeinderat
kann im begriindeten Einzelfall unter Berlicksichtigung o6ffentlicher und privater Interessen
Ausnahmen gewahren.

5 Eingliederung: Mit dem Baugesuch ist ein Begriinungskonzept mit Umgebungsplan einzu-
reichen, das eine gute Eingliederung der Bauten und Anlagen in die Landschaft gewahrleis-
tet.

6 Es gilt die Larmempfindlichkeitsstufe IV.

2 Gebaudelange, Gebaudehohe, Ausniitzung, Abstande usw. werden vom Gemeinderat un-
ter gebiihrender Berticksichtigung der industriellen Erfordernisse und der 6ffentlichen sowie
privaten Interesse von Fall zu Fall festgelegt.

a1z indlichkeitssiufe: I




Art. 22 Sonderbauzone Feld (SBF)

' Die Sonderbauzone Feld bezweckt die Erhaltung und Erweiterung der bestehenden Ge-
werbebetriebe.

2 Zulassig sind Bauten und Anlagen, welche mit den bestehenden Gewerbebetrieben in ei-
nem direkten Zusammenhang stehen. Ersatzneubauten fiir Wohnnutzungen sind im beste-
henden Umfang erlaubt. Die oberirdische Geschossflache darf sich dabei fir Wohnnutzun-
gen nicht vergrossern. Die oberirdische Geschossflache errechnet sich nach SIA 416, ohne
der Flachen von Unterniveaubauten und unterirdischen Bauten gemass § 125 Planungs- und
Baugesetz (PBG).

3 Neue Bauten und Anlagen diirfen nur aufgrund eines genehmigten Gestaltungsplanes, der
aus einem wettbewerbahnlichen Verfahren hervorgeht, erstellt werden.

4 Der Gestaltungsplan legt Grésse, Proportionierung und Gestaltung der Baukuben, Dach-
form, Materialwahl und Farbgebung fest und zeigt auf, wie sich Bauten und Anlagen optimal
in die bauliche und landschaftliche Umgebung einfligen. Zudem weist er nach, wie der 6ko-
logische Ausgleich, der Schutz des Grundwassers und der Schutz vor Naturgefahren gel6st
werden. Der Gestaltungsplan legt samtliche Erschliessungsanlagen fest. Als Kompensation
fur den Verlust von Fruchtfolgeflachen ist im Gestaltungsplan die fachgerechte Verwertung
des Bodens mit einem Bodengutachten nachzuweisen. Bei fehlendem Verwertungsnachweis
oder bei Bedarf entscheidet die zustéandige Bodenfachstelle tiber die Verwertung des Bo-
dens.

5 Im Gestaltungsplan wird verbindlich aufgezeigt, wann die gewerblich genutzten Bauten auf
dem ehemaligen Landwirtschaftsbetrieb Agner abgebrochen werden und wie das Gelande
entlang der Luther rekultiviert wird.

6 Fiir die Beurteilung der Bauprojekte ist eine qualitativ hochwertige Beratung beizuziehen.

7 Es gilt Larmempfindlichkeitsstufe I11.

Art. 13 Sonderbauzone Feld (SBF)
1 Dle Sonderbauzone Feld bezweckt dle Erhaltung und Erwelterung ele#Seh#emeFei—Qdereﬁ

2 Zulassig sind Bauten und Anlagen, welche mit dem-Fensterbaubetrieb-und-demZulieferbe-
tﬂeb—seameelepdemethgﬂng—ven—Helz-pFed{mten in einem dlrekten Zusammenhang stehen

3 Neue Bauten und Anlagen diirfen nur aufgrund eines genehmigten Gestaltungsplanes, der
aus einem wettbewerbahnlichen Verfahren hervorgeht, erstellt werden.

4 Der Gestaltungsplan legt Grésse, Proportionierung und Gestaltung der Baukuben, Dach-
form, Materialwahl und Farbgebung fest und zeigt auf, wie sich Bauten und Anlagen optimal
in die bauliche und landschaftliche Umgebung einfligen. Zudem weist er nach, wie der 6ko-
logische Ausgleich, der Schutz des Grundwassers und der Schutz vor Naturgefahren gel6st
werden. Der Gestaltungsplan legt samtliche Erschliessungsanlagen fest. Als Kompensation
fur den Verlust von Fruchtfolgeflachen ist im Gestaltungsplan die fachgerechte Verwertung
des Bodesn mit einem Bodengutachten nachzuweisen. Bei fehlendem Verwertungsnachweis
oder bei bedarf entscheidet die zustandige Bodenfachstelle tiber die Verwertung des Bodens.

5 Im Gestaltungsplan wird verbindlich aufgezeigt, wann die gewerblich genutzten Bauten auf
dem ehemaligen Landwirtschaftsbetrieb Agner abgebrochen werden und wie das Gelande
entlang der Luther rekultiviert wird.

6 Fiir die Beurteilung der Bauprojekte ist eine qualitativ hochwertige Beratung beizuziehen.

7 Larmempfindlichkeitsstufe: Il




Art. 23

' Die Sonderbauzone Glang bezweckt die Erhaltung und massvolle Erweiterung der beste-
henden Wohnbauten und Gewerbebetriebe.

Sonderbauzone Glang

2 2 Die Wohnungsnutzung ist im Umfang des Bestandes (per 01.01.2023) zuldssig. Die Woh-
nungen durfen nur in direkter Verbindung mit dem ansassigen Gewerbe erstellt werden (Ar-
beiterwohnungen). Eine Vermietung an Externe ist nicht zulassig.

3 Bei einer Zweckanderung der bestehenden Gewerbebetriebe konnen hochstens massig
stérende Betriebe mit geringem Kundenverkehr zugelassen werden.

4 Die Bebaubarkeit der Zone wird in einem Sondernutzungsplan geregelt.

5 Alle baulichen Massnahmen haben sich beziiglich Massstablichkeit, Grosse, Proportionie-
rung und Gestaltung des Baukubus sowie bezuglich Dachform, Materialwahl und Farbge-
bung in die bauliche und landschaftliche Umgebung einzufiigen.

6 Auf den Parzellen 299, 300, 306, 672 und 1250 sind Wohnungen im bestehenden Umfang
zulassig.

7 Es gilt Larmempfindlichkeitsstufe I1I.

S e leillermepe [0fa)
' Die—Weilerzone bezweckt die Erhaltung und massvolle Erweiterung der bestehenden
Wohnbauten und Gewerbebetriebe.

2 Bei einer Zweckanderung der bestehenden Gewerbebetriebe konnen hochstens massig
stérende Betriebe mit geringem Kundenverkehr zugelassen werden.

3 Die Bebaubarkeit der Zone wird in einem Bebauungsplan geregelt.

4 Alle baulichen Massnahmen haben sich bezliglich Massstablichkeit, Grésse, Proportionie-
rung und Gestaltung des Baukubus sowie bezuglich Dachform, Materialwahl und Farbge-
bung in die bauliche und landschaftliche Umgebung einzufiigen.

6 Larmempfindlichkeitsstufe: I

Art. 24 Zone fiir 6ffentliche Zwecke (02)

" In der Zone fiir 6ffentliche Zwecke sind Bauten, Anlagen und Nutzungen zulssig, die iber-
wiegend zur Erfillung &ffentlicher Aufgaben bendtigt werden und den in Anhang 3 umschrie-
benen Zwecken entsprechen.

2 Der Gemeinderat legt Nutzung und Baumasse im Einzelfall unter Beriicksichtigung 6ffent-
licher und privater Interessen fest.

3 Es gilt Larmempfindlichkeitsstufe I1.

Art. 17 Zone fur offentliche Zwecke (02)

3 Geschosszahl, Ausnlitzung, H6he, Abstande usw. hat der Gemeinderat im Einzelfall unter
Beruck3|chtlgung der offentllchen und pnvaten Interessen festzulegen Gegenube#NaehbaF

6 Larmempfindlichkeitsstufe: Il

Art. 25 Zone fiir Sport- und Freizeitanlagen (SF)

" In der Zone fir Sport- und Freizeitanlagen sind Bauten, Anlagen und Nutzungen fiir Sport-
, Spiel- und Freizeitbedurfnisse zulassig, die den in Anhang 4 umschriebenen Zwecken ent-
sprechen.

2 Der Gemeinderat legt Nutzung und Baumasse im Einzelfall unter Beriicksichtigung offent-
licher und privater Interessen fest.

3 Es gilt Larmempfindlichkeitsstufe I1I.

Art 18 Zone fiir Sport und Frelzeltanlagen (SF)

2 L armempfindlichkeitsstufe: lI




Art. 26 Verkehrszone (V)
" Die Verkehrszone umfasst Flachen fiir den Strassenverkehr.

2 In dieser Zone gelten die Bestimmungen der Strassengesetzgebung.

Art. 27 Griinzone (GR)

' Die Griinzone umfasst Flachen innerhalb und am Rande des Baugebiets, die von allen,
dem Zonenzweck nicht entsprechenden Bauten und Anlagen freizuhalten sind.

2 Die Nutzweise der einzelnen im Zonenplan bezeichneten Gebiete ist im Anhang 5 dieses
Reglements festgelegt.

3 Fir die Bewirtschaftung und Pflege kann der Gemeinderat bei Bedarf Weisungen erlassen.

4 Es gilt Larmempfindlichkeitsstufe I11.

Art. 19 Griinzone
2 Die zulassige-Nutzung-istim-Anhang2 umschrieben

3 Larmempfindlichkeitsstufe: Il

Art. 28 Griinzone Spielflache (GRS) Grundnutzung oder
liberlagert

' Die Griinzone Spielflache dient der Freihaltung von Flachen fir die Spiel- und Freizeitnut-
zung innerhalb des Baugebietes.

2 Zulassig sind Bauten und Anlagen, die dem Nutzungszweck dienen. Einstellhallen im Sinne
von § 13a PBV sind zuldssig, sofern sie dem Nutzungszweck nicht widersprechen.

3 Es gilt die Larmempfindlichkeitsstufe Il

Art. 29 Griinzone Gewadsserraum (GRG) iliberlagert
' Die Griinzone bezweckt die Freihaltung des Gewéasserraums entlang der Gewéasser inner-
halb der Bauzonen.

2 Die Griinzone Gewasserraum ist anderen Zonen Uberlagert. Die Uberlagerte Flache zahlt
zu der anrechenbaren Grundstucksflache.

3 Innerhalb dieser Zone sind Bauten, Anlagen und Nutzungen gemass Art. 41c Gewasser-
schutzverordnung (GSchV) zulassig.

c Nichtbauzonen

Hinweis auf PBG: §54  Landwirtschaftszone
§55 Reservezone
§56  Ubriges Gebiet
§58  Freihaltezone

Hinweis auf PBG:  §54  Landwirtschaftszone
§56  Ubriges Gebiet
e

§58  Freihaltezone




Art. 30 Landwirtschaftszone (LW)
" In der Landwirtschaftszone gelten die kantonalen und bundesrechtlichen Vorschriften.

2 Standort, Dimension, Gestaltung und Materialien von Bauten und Anlagen sind so zu wah-
len, dass diese sich ins Landschaftsbild und in die bestehende Bebauung gut einordnen.
Neue landwirtschaftliche Bauten sind mdglichst innerhalb oder neben der Hofgruppe zu er-
stellen.

3 Die Zulassigkeit von Terrainveranderungen richtet sich nach den Vorgaben von § 54 i.bs
der Planungs- und Bauverordnung (PBV).

4 Hochstammige Obstgarten sind nach Moglichkeit zu erhalten und fachgerecht zu pflegen.
Die Gemeinde kann fiir die Neuanlage und die Erhaltung hochstdammiger Obstgarten Bei-
trage entrichten.

5 Es gilt Larmempfindlichkeitsstufe I1I.

Landwirtschaftszone (LW)
* Es gelten die Bestimmungen-von-§ 54 PBG.

5 Hochstammige Obstgéarten sind nach Méglichkeit zu erhalten und fachgerecht zu pflegen.
Die Gemeinde kann fiir die Neuanlage und die Erhaltung hochstammiger Obstgarten Bei-
trage entrichten.

8 Larmempfindlichkeitsstufe: IlI

Art. 31 Reservezone (R)
' Die Reservezone umfasst Land, dessen Nutzung noch nicht bestimmt ist.

2 In dieser Zone gelten die Bestimmungen der Landwirtschaftszone.

3 Bei ausgewiesenem Bedarf kann in der Reservezone langfristig die Bauzone erweitert wer-
den.

4 Larmempfindlichkeitsstufe IlI

Art. 32 Ubriges Gebiet (UG)

" Das Ubrige Gebiet A umfasst insbesondere Gewéasser sowie iibergeordnete Strassen aus-
serhalb des Baugebietes.

2 1m Ubrigen Gebiet C gelten die Bestimmungen der kantonalen oder kommunalen Schutz-
verordnungen nach der Natur- und Landschaftsschutzgesetzgebung.

3 Es gilt die Larmempfindlichkeitsstufe I11.

Art. 21 Ubriges Gebiet (UG)

* Es geltendie Bestimmungen-des § 56 PRG-

2 Fir das Gebiet des Wauwilermooses gelten die Bestimmungen des-§-56-Abs—1c-PBG.

4 Larmempfindlichkeitsstufe: IlI




Art. 33 Freihaltezone Gewasserraum iiberlagert (FrG)

' Die Freihaltezone Gewasserraum bezweckt die Freihaltung des Gewasserraums entlang
der Gewasser ausserhalb der Bauzonen. Sie Uberlagert andere Zonen.

2 Die Nutzung richtet sich nach Art. 41c der Gewéasserschutzverordnung (GSchV) und § 11e
der Kantonalen Gewasserschutzverordnung (KGSchV).

3In den im Teilzonenplan Gewasserraum mit «Gewasserraum ohne Bewirtschaftungsein-
schrankung» bezeichneten Flachen innerhalb der Freihaltezone Gewasserraum gelten die
Nutzungseinschrankungen von Art. 41c Abs. 3 und Abs. 4 GSchV nicht.




d Schutzzonen

Hinweis auf PBG: §60  Schutzzonen

Hinweis auf PBG: §60  Schutzzonen

Art. 34 Naturschutzzone und Naturschutzzone liberlagert (NS)

' Die «Naturschutzzone» und «Naturschutzzone Uberlagert» bezwecken den Schutz und die
Aufwertung 6kologisch besonders wertvoller Lebensraume fir schutzwirdige Pflanzen und
Tiere sowie Naturstandorte. Die Zonenteile sind im Anhang 6 umschrieben. Die «Natur-
schutzzone Uberlagert» Uberlagert andere Zonen und erganzt dort die Bestimmungen der
Grundnutzung.

2 Neue Bauten und Anlagen sowie Erweiterung, Anderung und Wiederaufbau bestehender
Bauten und Anlagen sind nicht zulassig. Der Unterhalt bestehender Bauten und Anlagen ist
im Rahmen der Bestandesgarantie gewahrleistet.

3 Nicht zulassig sind insbesondere:

a. Terrainveranderungen (Abgrabungen, Aufschittungen, Materialablagerungen

und -abbau)

das Entfernen von Kleinstrukturen und besonderen Lebensraumnischen

Entwésserungen oder andere Veranderungen des Wasserhaushaltes

das Erstellen von neuen Wegen und Leitungen

das Ausgraben und Zerstoren von standortgerechten einheimischen Pflanzen

und Pflanzenbestanden sowie das Aufforsten oder Anlegen neuer Baumbe-

sténde

f. das Storen, Fangen oder Toten von einheimischen Tieren, vorbehaltlich der
Bestimmungen uber die Jagd und Fischerei

g. Sportveranstaltungen

h.  der private und gewerbliche Gartenbau

i.

®oo00T

das Aufstellen von Zelten, Wohnwagen oder dergleichen
j- das Betreten der Gebiete abseits der vorhandenen Wege.

4 Auf Flachen, fiir welche eine landwirtschaftliche Nutzung bzw. Pflege notig und sinnvoll ist,
gelten folgende Nutzungsbestimmungen:

a. Die Vegetation ist einmal pro Jahr zu schneiden, das Schnittgut ist abzufuihren.

b.  Die Feuchtgebiete durfen frihestens Mitte September, die Trockengebiete fru-
hestens Mitte Juli geschnitten werden.

c.  Samtliche ubrigen landwirtschaftlichen Nutzungen, insbesondere die Dingung
und Beweidung sowie die Verwendung von Pflanzenschutzmitteln sind verbo-
ten.

Abweichende Bestimmungen sind mittels Bewirtschaftungsvereinbarungen oder durch Ver-
fugungen festzulegen. Sie durfen dem Schutzzweck nicht widersprechen.

Art. 23 Naturschutzzone (NS)

' Die Naturschutzzone bezweckt den Schutz und die Aufwertung 6kologisch wertvoller Na-
turstandorte. Die Zonenteile sind im Anhang 4 umschrieben.

2 Nicht zulassig sind insbesondere:

- Terrainveranderungen (Abgrabungen, Aufschittungen, Materialablagerungen und
—abbau),

- Entwasserungen oder andere Veranderungen des Wasserhaushaltes,
- Erstellen von neuen Wegen und Leitungen,

- Ausgraben und Zerstéren von standortgerechten einheimischen Pflanzen und
Pflanzenbestanden, Aufforsten und Anlegen neuer Baumbestéande.

3 Auf Flachen, fiir welche eine landwirtschaftliche Nutzung bzw. Pflege nétig und sinnvoll ist,
gelten folgende Nutzungsbestimmungen:

- Die Vegetation ist einmal pro Jahr zu schneiden, das Schnittgut ist abzufihren.

-  Die Feuchtgebiete sind im Zeitraum von Mitte September bis Mitte Februar zu ma-
hen.

- Die Trockengebiete dirfen friihestens Mitte Juli geschnitten werden.

- Samtliche Ubrigen landwirtschaftlichen Nutzungen, insbesondere Diingung und Be-
weidung sind verboten.

Abweichende Bestimmungen sind mittels Bewirtschaftungsvereinbarungen oder durch Ver-
fugungen festzulegen. Sie durfen dem Schutzzweck nicht widersprechen.

4 Nutzung und Pflege im Sinn von Absatz 3 werden, wo nétig, vom Gemeinderat in Vertragen
mit dem Kanton und den Bewirtschaftern resp. den Grundeigentiimern oder in Verfiigungen
festgelegt (siehe § 22 und § 28 NLG).

5 Die Entschadigung fir Pflegemassnahmen und Ertragsausfalle richtet sich nach den kan-
tonalen Bestimmungen.

6 Ausnahmen von diesen Zonenbestimmungen kénnen gemacht werden:
a. im Interesse der Schutzziele
c.  wenn ausserordentliche Verhaltnisse vorliegen und die Anwendung der Schutz-

vorschriften nicht zumutbar ist. Die Schutzziele durrfen nicht beeintrachtigt wer-
den.




5 Nutzung und Pflege im Sinn von Absatz 4 werden, wo nétig, vom Gemeinderat in Vertragen
mit dem Kanton und den Bewirtschaftern resp. den Grundeigentiimern oder in Verfigungen
festgelegt (siehe § 22 und § 28 NLG).

6 Die Entschadigung fir die Pflegemassnahmen und Ertragsausfélle richtet sich nach den
kantonalen Bestimmungen.

7 Ausnahmen von den Zonenvorschriften konnen gemacht werden

a. im Interesse der Schutzziele

b.  wenn ausserordentliche Verhaltnisse vorliegen und die Anwendung der Schutz-
vorschriften nicht zumutbar ist. Die Schutzziele durfen nicht beeintrachtigt wer-
den.

8 Es gilt Larmempfindlichkeitsstufe I11.

Larmempfindlichkeitsstufe: Il




Art. 35 Landschaftsschutzzone iiberlagert (LS)
' Die Landschaftsschutzzone Uberlagert andere Zonen und erganzt deren Bestimmungen

2 Der landschaftliche Charakter der Hostris-Moréane und des Wauwilermooses ist zu erhalten
und zu pflegen. Landschaftsverandernde Terrainveranderungen sind untersagt. Bauten und
Anlagen sind soweit zulassig, als sie unumganglich einen Standort in dieser Zone erfordern.
Sie sind bezuglich Standort, Kubatur, Formgebung und Materialwahl besonders sorgfaltig in
die Landschaft einzugliedern.

Art. 24 Landschaftsschutzzone liberlagert (LS)
' Die Landschaftsschutzzone Uberlagert andere Zonen und erganzt deren Bestimmungen

2 Der landschaftliche Charakter der Hostris-Moréane und des Wauwilermooses ist zu erhalten
und zu pflegen. Landschaftsverandernde Terrainveranderungen sind untersagt. Bauten und
Anlagen sind soweit zulassig, als sie unumganglich einen Standort in dieser Zone erfordern.
Sie sind bezuglich Standort, Kubatur, Formgebung und Materialwahl besonders sorgfaltig in
die Landschaft einzugliedern.

Art. 36 Ortsbildschutzzone iiberlagert (OS)
' Die Ortsbildschutzzone tberlagert andere Zonen und erganzt deren Bestimmungen.

2 Es gelten sinngemass die Bestimmungen von Art. 14 BZR mit Ausnahme von Abs. 2 und
Abs. 3.

Art. 26 Ortsbildschutzzone iiberlagert (OS)
' Die Ortsbildschutzzone Uberlagert andere Zonen und erganzt deren Bestimmungen.

2 Es gelten die Bestimmungen von Art. 7 BZR mit Ausnahme von Abs. 2.

e Schutzobjekte




Art. 37 Naturobjekte (NO)

' Der Gemeinderat bezeichnet und entlasst schiitzenswerte Naturobjekte nach Anhéren von
Fachleuten sowie der Eigentiimer in einem Inventar, das auf der Gemeindekanzlei 6ffentlich
aufliegt und nachgefihrt wird.

2 Die im Zonenplan bezeichneten und im Anhang 7 aufgelisteten Naturobjekte sind an ihrem
Standort zu erhalten und fachgerecht zu pflegen. Abgehende Einzelbdume sind durch stand-
ortgerechte, einheimische Einzelbdume zu ersetzen.

3 Der Gemeinderat kann an die Kosten fiir den Ersatz markanter Einzelbdume Beitrage ent-
richten.

Art. 28 Naturobjekte

' Der Gemeinderat bezeichnet und entlasst schiitzenswerte Naturobjekte nach Anhéren von
Fachleuten sowie der Eigentliimer in einem Inventar, das auf der Gemeindekanzlei 6ffentlich
aufliegt und nachgefiihrt wird.”

" Die im Zonenplan bezeichneten und im Anhang 7 aufgelisteten Naturobjekte stellen
das kommunale Inventar mit Stand vom Dezember 2002 dar.

2 Die Naturobjekte sind an ihrem Standort zu erhalten und fachgerecht zu pflegen. Abge-
hende Einzelbdume sind durch standortgerechte, einheimische Einzelbdume zu ersetzen.

Der Gemeinderat kann an die Kosten fir den Ersatz markanter Einzelbaume Beitrage ent-
richten.

Art. 38 Aussichtspunkte

Die in den Zonenplanen eingetragenen Aussichtspunkte (Verzeichnis im Anhang 8) sind zu
erhalten und durfen durch bauliche Anlagen, Terrainveranderungen und die Bewirtschaftung
nicht beeintrachtigt werden. Der Zugang ist zu gewabhrleisten.

f Ortsplanungsverfahren
Hinweis auf PBG: §61-64a Ortsplanungsverfahren Hinweis auf PBG: §61-64 Ortsplanungsverfahren
6 Sondernutzungsplane
a Allgemeine Bestimmungen
Hinweis auf PBG:  §65/66 Allgemeine Bestimmungen
b Bebauungsplan
Hinweis auf PBG: §68-70 Bebauungsplan Hinweis auf PBG: §65-7+ Bebauungsplan




c Gestaltungsplan

Hinweis auf PBG: §74-80 Gestaltungsplan Hinweis auf PBG: §72 Zweck
§73 Form und Inhalt
§74 Gestaltungsplanpflicht
§75 Verhiltnis zu Nutzungsplédnen und zum Bau- und Zonenreglement
§76 Modell und Profile
§77 Auflageverfahren
§78 Behandlung der Einsprachen, Entscheid, grundbuchliche Behandlung
§79 Kosten
§80 Geltungsdauer

Art. 39 Gestaltungsplan Art. 29

"In den im Zonenplan speziell bezeichneten Gebieten darf nur im Rahmen eines Gestal-
tungsplanes gebaut werden.

2 Die Mindestflache fur einen Gestaltungsplan, bei dem vom Zonenplan und vom Bau- und
Zonenreglement abgewichen werden kann, betrégt 3000 m2. Der UZ- und Gesamthohen-
Bonus bis hochstens 10% wird nur in dem Masse gewahrt, wie die Anforderungen gemass
§ 75 Abs. 3 PBG erfiillt und planungsrechtlich gesichert sind.

3 In Gebieten mit Gestaltungsplanpflicht kann der Gemeinderat Abweichungen gemass § 75
PBG Abs. 1 von mehr als 10% gewahren, wenn:

a. in einer Bebauungsstudie mit mehreren Varianten der Nachweis wesentlicher
Vorteile gegenuiber der Normalbauweise sowie einer guten Eingliederung er-
bracht werden kann.

b.  die Vorgaben fiir das betreffende Gestaltungsplangebiet gemass Anhang 9 er-
fullt sind.

Die Voraussetzungen und Vorgaben sind kumulativ zu erfiillen. Es wird zudem auf § 14
Abs. 2 PBV verwiesen.

4 Mit dem Gestaltungsplan ist gleichzeitig ein Plan fir die Gestaltung der Umgebung einzu-
reichen.

Gestaltungsplane

4 Die Mindestflache fur einen Gestaltungsplan, bei dem vom Zonenplan und vom Bau- und
Zonenreglement abgewichen werden kann, betragt 3‘000 m? anrechenbare-Grundstilcksfla-
che.




7 Planungszone

Hinweis auf PBG: §81-85 Planungszone Hinweis auf PBG: §81-85 Planungszone
B Landumlegung und Grenzregulierung
I Landumlegung
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] Grenzregulierung
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C  Planungsvorteile und -nachteile sowie Beitrage
I Planungsvorteile
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] Planungsnachteile
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D Bauvorschriften

I Allgemeine Bestimmungen

Hinweis auf PBG:  §112a Baubegriffe und Messweisen Hinweis auf PBG: §113 Beniitzung 6ffentlichen Grundes
§113 Beniitzung offentlichen Grundes §114 Zeichen und Einrichtung auf privatem Grund
§114 Zeichen und Einrichtung auf privatem Grund; vorbereitende Handlun- §115 Strassenbenennung, Hausernummerierung

gen §116 Reklameverordnung
§115 Strassenbenennung, Hausernummerierung
§116 Reklameverordnung
Il Erschliessung

Hinweis auf PBG: §117 Grundsatz Hinweis auf PBG: §117 Grundsatz
§117a Erschliessung durch die Gemeinde §118 Zufahrt
§117b Erschliessung durch Private, Bevorschussung §119 Ausfahrten, Ausgénge und Garagenvorplitze

§118
§119

Zufahrt
Ausfahrten, Ausgénge und Garagenvorplétze




Art. 40 Abstellplatze fir Personenwagen

" Das zu schaffende Parkplatzangebot fiir Personenwagen richtet sich im Grundsatz nach
der Norm VSS-40 281. Fur Besucher sind in Abweichung zur Norm zusatzlich 20 % der Be-
wohner-Parkfelder zu erstellen. Vorbehalten bleibt § 94 Strassengesetz.

2 Wenn besondere Griinde es rechtfertigen, kann der Gemeinderat eine gréssere oder klei-
nere Anzahl Abstellplatze verlangen oder eine etappenweise Schaffung bewilligen, dies ins-
besondere fiir gewerbliche Nutzungen.

3 Die vorgeschriebenen Personenwagen-Abstellplatze sind zweckmassig zusammenzufas-
sen und abseits des Strassenraumes auf privatem Grund zu realisieren.

4 Parkierungsanlagen von mehr als 40 Parkplatzen fiir Personenwagen sind unterirdisch an-
zuordnen. Davon ausgenommen sind offentliche Nutzungen.

5 Die Flache fiir einen Personenwagen-Abstellplatz muss den Mindestanforderungen der
Norm VSS-40 291a gentigen.

6 Abstellplatze sind durch eine gute Gestaltung und Begriinung in die Umgebung einzufiigen.
Bei offenen Abstellflachen kann der Gemeinderat die Verwendung wasserdurchlassiger Be-
lage anordnen.

7 Kann ein Grundeigentimer die erforderlichen Abstellplatze fiir Personenwagen auf pri-
vatem Grund nicht den Vorschriften entsprechend schaffen, so hat er einmalig eine Ersatz-
abgabe von mindestens Fr. 6’000.- pro Abstellplatz zu entrichten. Die Ersatzabgabe wird vom
Gemeinderat erhoben und wird dem Schweizer Baupreisindex der Grossregion Zentral-
schweiz (Preisbasis Hochbau April 2023 = 114.9 bei Basis Oktober 2020 = 100) angepasst.
Sie ist vor Baubeginn zu entrichten. Aus dieser Ersatzabgabe kann kein Anspruch auf einen
speziell bezeichneten und reservierten Abstellplatz gestellt werden.

8 Der Gemeinderat entscheidet liber Lage, Anzahl und Realisierungszeitpunkt von Ersatzab-
stellplatzen und Uber die Verwendung von Ersatzabgaben zu deren Erstellung.

9 Das Abstellplatzangebot fiir Fahr- und Motorfahrrader sowie Kinderwagen richtet sich nach
den Normen VSS-40 065 und VSS-40 066. Es sind gedeckte und leicht zugangliche Abstell-
platze in der Nahe des Hauseinganges zu schaffen.

Art. 31

Abstellplatze

2 Wenn besondere Griinde es rechtfertigen, kann der Gemeinderat eine gréssere Anzahl Au-
toabstellplatze verlangen oder eine etappenweise Schaffung bewilligen.

3 Die vorgeschrlebenen Personenwagen-AbsteIIplatze smd zweckmaSS|g zusammenzufas-

5 Kann ein Grundeigentiimer die erforderlichen Abstellplatze auf privatem Grund nicht den
Vorschriften entsprechend schaffen, so hat er eine Ersatzabgabe von mindestens Fr-4'000--
—pro Abstellplatz zu entrichten. Die Ersatzabgabe wird vom Gemeinderat erhoben und-wird
doPeoviovcrine angepasst fedosdorine—somioethehor ladoss o Wl nabanliecion ool
Stand-vem-Dezember2003)- Sie ist vor Baubeginn zu entrichten. Aus dieser Ersatzabgabe
kann kein Anspruch auf einen speziell bezeichneten und reservierten Abstellplatz erhoben
werden.

6 Der Gemeinderat entscheidet Gber Lage, Anzahl und Realisierungszeitpunkt von Ersatzab-
stellplatzen und Uber die Verwendung von Ersatzabgaben zu deren Erstellung.




Art. 41

Mobilitatskonzept

' Der Gemeinderat kann in Planungs- und Baubewilligungsverfahren Mobilitatskonzepte ver-
langen, wenn

a.

Sich Uberlastungen auf dem (ibergeordneten Strassennetz abzeichnen,
Dies zur Sicherstellung der Verkehrssicherheit notwendig ist,

Dies zur Vermeidung zusatzlicher Immissionen auf Wohn-, Kern- und Dorfzonen
erforderlich ist.

Bei Sondernutzungsplanen

Die minimal erforderliche Parkplatzzahl (autoarme Nutzungen, Ortsbildschutz)
unterschritten wird.

2 Mobilitatskonzepte miissen folgende Mindestinhalte aufweisen:

Ziele, Zweck und Zustandigkeit

Projektbeschrieb mit Nutzungen, Herleitung der Anzahl Abstellplatze inkl. Velos,
Anbindung an OV, Fuss- und Veloverkehr sowie wichtigste Ziele und Quellen
des erwarteten Verkehrsaufkommens.

Massnahmen betreffend:

d.  Anreize zur Beniitzung des OV sowie des Fuss- und Veloverkehrs (bspw. Car-
sharing, Parkplatzbewirtschaftung, Vergiinstigung OV, attraktive Fuss- und Ve-
loanbindung)

e. Vermeidung zusatzlicher Verkehrsbelastung in Wohngebieten

f. Verbesserte Massnahmen, sofern Ziele nicht erreicht werden.

Art. 42 Nebenraume

Wohnbauten haben als Nebenraume nebst \Wasch- und Trockenraumen Abstellraume, Keller
oder Estriche von insgesamt mindestens 5 m? fuir Mieterinnen und Mieter von Ein- und Zwei-
zimmerwohnungen und von insgesamt mindestens 7 m? fiir Mieterinnen und Mieter grésserer
Wohnungen aufzuweisen.

1] Abstinde

1 Grenzabstand

Hinweis auf PBG: §120-129 Grenzabstand

Hinweis auf EG-ZGB: §86  Grenzabstand bei Gewidchsen

Hinweis auf PBG:

§120-129

Grenzabstand




Art. 43

Der Zusammenbau uber die Zonengrenze ist nur im Rahmen von Gestaltungsplanen zulas-
sig. Der Zusammenbau an der Grundstiicksgrenze im Sinne des § 129 Abs. 2 PBG ist ge-
stattet, sofern die zonengemasse Gebaudelange nicht tiberschritten wird.

Zusammenbau

Art. 32

Der Zusammenbau Uber die Zonengrenze ist nur im Rahmen von Gestaltungsplanen zulas-
sig. Der Zusammenbau an der Grundstiicksgrenze im Sinne des § 129 Abs. 2 PBG ist ge-
stattet, sofern die zonengemasse Gebaudelange nicht tiberschritten wird.

Zusammenbau

2 Gebaudeabstand

Hinweis auf PBG:  §130-132 Gebéudeabstand Hinweis auf PBG:  §130-132 Gebédudeabstand
3 Ausnahmen bei Grenz- und Gebdudeabsténden
Hinweis auf PBG: §133/134 Ausnahmen bei Grenz- und Gebdudeabstinden Hinweis auf PBG: §133/134 Ausnahmen bei Grenz- und Gebdudeabstinden
4 Weitere Abstande
Hinweis auf PBG: §134a Zonenrandabstand Hinweis auf PBG: §135 Strassenabstand
§135 Strassenabstand §136 Waldabstand
§136 Waldabstand §137 Gewdsserabstand
§137 Gewdsserabstand
IV Hoéhenmasse
Hinweis auf PBG: §139 Berechnung Hinweis auf PBG: §$138 Berechnung derAnzahl-Vollgeschosse




Art. 44 Gesamthohe und Fassadenhohe

' Die maximal zulassige Gesamthohe ist firr jede Zone in Anhang 1 dieses Reglements fest-
gelegt. Sie ist abhangig von der Dachform.

a.  Fur Bauten mit Flachdach oder Pultdach gilt der Grundwert.

b.  Fur Schragdachbauten mit First im mittleren Drittel' gilt am First die maximale
Gesamthohe. Die traufseitige Fassadenhohe darf den Grundwert nicht Uberstei-
gen.

c.  Wo nichts Anderes festgelegt ist, entspricht die max. zulassige Fassadenhthe
dem Grundwert.

2 Fiir Bauten, welche die UZ-c beanspruchen, reduzieren sich die entsprechenden Werte
(Grundwert, maximale Gesamthéhe) um 3.0 m.

3 Bei Abgrabungen von mehr als 1.0 m reduziert sich die zulassige Fassadenhohe am ent-
sprechenden Punkt um das 1.0 m Ubersteigende Mass der Abgrabung. Nicht darunter fallen
Einstellhallen-Zufahrten inkl. Zugang bis zu einer Breite von max. 8.0 m und einer Hohe von
max. 3.0 m oder kleinere Terrainvertiefungen fir einzelne Hauseingange sowie die zugeho-
rigen, technisch notwendigen Béschungseinschnitte. Diese diirfen nicht als zusatzliches, tal-
seitiges Geschoss in Erscheinung treten. Bergseitige Abgrabungen von mehr als 3.0 m sind
nicht zulassig.

Art. 45 Fassadenhohe bei Schriagdachbauten mit erhéhter UZ (UZ-b)

Bei Schragdachbauten, welche die erhdhte Uz-b beanspruchen, muss die maximale, trauf-
seitige Fassadenhohe auf zwei gegenuberliegenden Seiten mindestens um 1.5 m unter dem
Grundwert (der Gesamthohe) liegen.

Art. 46 Zuriickversetzung oberstes Geschoss bei Flachdachbauten mit erhéhter
Uz (0z-b)

" Bei Flachdachbauten, welche die erhdhte UZ-b beanspruchen, muss das oberste Geschoss

auf einer Seite um mindestens 3.0 m von der Fassadenflucht zurlickversetzt sein. Auf der

rickversetzten Seite miissen die obersten Punkte der Briistung mindestens 1.5 m unterhalb

der Dachkonstruktion des obersten Geschosses liegen.

2 Das oberste Geschoss darf in seiner Grundflache und Erscheinung maximal 2/3 der Grund-
flache des darunterliegenden Geschosses betragen.

1 Mittleres Drittel zwischen den projizierten Fassadenlinien



\"/ Schutz des Orts- und Landschaftsbildes sowie der Kulturdenkmaler

Hinweis auf PBG: §140 Eingliederung, Begriinung Hinweis auf PBG: §140 Eingliederung, Begriinung
§141 Gebdude- und Grundstiickunterhalt §141 Gebdude- und Grundstiickunterhalt
§142 Schutz bedeutender Gebaude, Anlagen, historischer Ortskerne sowie §142 Schutz bedeutender Gebdaude, Anlagen, historischer Ortskerne
archidologischer Fundstellen §143 Antennen und vergleichbare Anlagen
§143 Antennen und vergleichbare Anlagen
Art. 47 Terrainveranderungen

" Bauten sind so in die topografischen Verhaltnisse einzufiigen, dass Terrainveranderungen
und kiinstlich gestiitzte Béschungen auf ein Minimum beschrankt bleiben.

2 Neu anzulegende Béschungen und Stitzmauern sind nach Moglichkeit mit Hilfe von inge-
nieurbiologischen Methoden zu bauen. Sie sind zu vertikal zu staffeln, wenn sie mehr als 2
Meter hoch sichtbar in Erscheinung treten. Der Gemeinderat kann die Begriinung von Stiitz-
mauern verlangen.

Art. 48 Hecken, Feld- und Ufergeholze, Baumgruppen
' Die Hecken, Feld- und Ufergehdlze sind geschiitzt.

2 Ab Ausserer Begrenzungslinie der Baum- und Buschsttcke sind mindestens folgende Ab-
sténde einzuhalten:

Art. 33 Hecken, Feld- und Ufergeholze, Baumgruppen
' Die Hecken, Feld- und Ufergehdlze sind geschiitzt.

2 Ab Ausserer Begrenzungslinie der Baum- und Buschstdcke sind mindestens folgende Ab-
sténde einzuhalten:

— Hochbauten aller Art 50m — Hochbauten aller Art 50m

— Abgrabungen gegenuber Hochstammen 3.0m — Abgrabungen gegenuber Hochstammen 3.0m

—  Abgrabungen gegentiber Gebusch 20m —  Abgrabungen gegentiber Gebusch 20m

— Aufschittungen 1.0m — Aufschittungen 1.0m
Art. 49 Zonenrandbepflanzung Art. 34 Zonenrandbepflanzung

" Der Zonenplan legt Bereiche fest, in welchen im Rahmen von Bauvorhaben Hecken zu
schaffen und dauernd zu erhalten sind. Der Gemeinderat legt im Baubewilligungsverfahren
Heckenbreite und Bepflanzungsart fest.

2 Fur die Anpflanzung der Hecken sind nur einheimische und standortgerechte Strauch- oder
Hochstammarten zu verwenden. Es ist eine moglichst grosse Vielfalt an Straucharten anzu-
streben.

" Der Zonenplan legt Bereiche fest, in welchen im Rahmen von Bauvorhaben Hecken zu
schaffen und dauernd zu erhalten sind. Der Gemeinderat legt im Baubewilligungsverfahren
Heckenbreite und Bepflanzungsart fest.

2 Fur die Anpflanzung der Hecken sind nur einheimische und standortgerechte Strauch- oder
Hochstammarten zu verwenden. Es ist eine moglichst grosse Vielfalt an Straucharten anzu-
streben.




Art. 50 Durchgriinung

' Die Gemeinde kann in der Baubewilligung Bepflanzungen mit mehrheitlich einheimischen,
standortgerechten Pflanzenarten zur Begriinung des Siedlungsbereichs verlangen. Dazu ist
in der Regel ein Bepflanzungsplan einzureichen. Bei kleineren Bauvorhaben kann der Ge-
meinderat auf diesen Plan verzichten.

2 Invasive, gebietsfremde Arten sind nicht zulassig.

3 In landschaftlich exponierten Lagen und an Siedlungsrandern sind erhdhte Anforderungen
an die Einpassung in das Landschaftsbild zu erfillen.

Art. 51 Antennen, Energiegewinnungsanlagen, Aussenreklamen
T Aussenantennen diirfen das Orts- und Landschaftsbild nicht beeintréchtigen. Im Ubrigen
gilt § 143 PBG.

2 Energiegewinnungsanlagen, Aussenreklamen, Beleuchtungseffekte, Schaukasten und
Warenautomaten sind so zu gestalten, dass sie sich ins Orts- und Landschaftsbild einfligen.

Art. 52 Dachgestaltung

" Dacher haben sich in ihrer gesamten Gestaltung (Form, Neigung, Firstrichtung, Material,
Farbe, Dachaufbauten und -einschnitte) in die bauliche und landschaftliche Umgebung ein-
zugliedern.

2 Insbesondere sind in Wohn- Kern- und Dorfzonen fiir Hauptdachflachen Blech- und Kup-
fermaterialisierungen untersagt.

3 Fir Energiegewinnungsanlagen auf Dachern gelten die Vorgaben des Raumplanungs-
rechts des Bundes. Sie haben sich gemass den kantonalen Vorgaben fiir Solaranlagen ein-
zugliedern.

4 Dachaufbauten (Lukarnen, Dacheinschnitte, Dachfenster) sind zulassig, wenn

a. sich eine asthetisch und architektonisch gute Lésung ergibt,

b.  der Abstand zwischen Dachaufbauten und den seitlichen Fassaden mindestens
2.0 m betragt,

c. die Gesamtbreite der Dachaufbauten hochstens die Halfte der dazugehdrigen
Dachlange umfasst.

d. der Abstand zwischen dem hoéchstem Punkt der Dachaufbaute und dem First
mindestens 0.5 m betragt.

5 Bei Schragdachbauten, deren Gesamthohe Gber dem Grundwert liegt, haben die Dachge-

schosse auf zwei gegenuberliegenden Seiten Uber der Schnittlinie Dach/Fassade Schragda-
cher aufzuweisen. Diese durfen einen Winkel von 45° nicht Gibersteigen.

Flrstrlchtung—Emdeekungsmaterlalen—uﬂd—deren—Farbe—smd—der bau-
lichen und Iandschaftllchen Umgebung anzupassen.




Art. 53 Flachdacher

Flachdacher und flach geneigte Dacher bis 5° mit einer Flache ab 25 m? sind entweder be-
gehbar zu gestalten, extensiv mit standorttypischem Saatgut zu begriinen oder energetisch
zu nutzen. Eine Mehrfachnutzung ist zulassig.

Art. 54 Kulturdenkmaéler

" Der Kanton erfasst die Kulturdenkmaler in einem kantonalen Bauinventar. Die Wirkungen
der Aufnahme eines Kulturdenkmals im kantonalen Bauinventar richten sich nach den kan-
tonalen Bestimmungen. Im Zonenplan sind die inventarisierten Kulturdenkmaler orientierend
dargestellt.

2 Im kantonalen Denkmalverzeichnis aufgelistete Objekte unterstehen dem Gesetz tiber den
Schutz der Kulturdenkmaler und sind im Zonenplan orientierend dargestellt. Bauliche Mass-
nahmen an diesen Objekten oder in deren Umgebung bedirfen einer Bewilligung der zustan-
digen kantonalen Dienststelle.

3 Schiitzenswerte Kulturdenkmaler sind an lhrem Standort zu bewahren. Sie kénnen nach
den Bedurfnissen des heutigen Lebens genutzt werden und unter Berlicksichtigung ihres
Wertes qualitatvoll verandert werden. Sie sind in ihrer baulichen Struktur, Substanz und Er-
scheinung zu erhalten und dirfen weder abgebrochen noch durch Veranderungen in ihrer
Umgebung beeintrachtigt werden. Bei baulichen Veranderungen ist vorgangig die Stellung-
nahme der zustandigen kantonalen Dienststelle einzuholen.

4 Erhaltenswerte Kulturdenkméler sind an lhrem Standort zu bewahren. Sie kénnen nach den
Bedirfnissen des heutigen Lebens genutzt werden und unter Bertcksichtigung ihres Wertes
qualitatvoll verandert werden. Ein Abbruch ist nur zulassig, wenn die Erhaltung des Kultur-
denkmals nachweislich unverhaltnismassig ist. Ein Ersatzbau muss in Bezug auf Gestaltung,
Volumen, und auf die Stellung im Orts- oder Landschaftsbild mindestens gleichwertige Qua-
litat aufweisen.

5 Baugruppen sind in Bezug auf die Wirkung des Ensembles und auf den Ortsbild- und Land-
schaftsschutz den schiitzenswerten Objekten gleichgestellt. Fiir bauliche Veranderungen in-
nerhalb einer Baugruppe ist vorgangig die Stellungnahme der zustandigen kantonalen
Dienststelle einzuholen.

6 Der Gemeinderat kann Massnahmen des Objektschutzes, des Umgebungsschutzes und
des Unterhaltes nach Anhorung der Eigentumer festlegen und Beitrdge entrichten.

Art. 55 Archéaologische Fundstellen

' Der Kanton erfasst die archéologischen Fundstellen in einem kantonalen Fundstelleninven-
tar. Die Wirkungen der Aufnahme einer archaologischen Fundstelle im kantonalen Fundstel-
leninventar richten sich nach den kantonalen Bestimmungen. Im Zonenplan sind die inven-
tarisierten Fundstellen orientierend dargestellt.

2 Eingriffe in eingetragene Fundstellen bediirfen einer Bewilligung der zustandigen kantona-
len Dienststelle.




Art. 56 Beleuchtung

' Samtliche Lichtemissionen sind mdglichst durch Massnahmen an der Quelle auf das objek-
tiv Notwendige zu beschranken und sind energieeffizient und umweltschonend zu betreiben.
Durch eine optimale Wahl und Ausrichtung der Leuchtung sowie im Bedarfsfall durch Ab-
schirmungen ist Licht nur dorthin strahlen zu lassen, wo es dem Beleuchtungszweck dient.
Himmelwarts strahlende stationare oder mobile Beleuchtungsanlagen, wie z. B. Skybeamer,
sind nicht zulassig. Die Beleuchtungsstarke und die Zeitdauer der Beleuchtung sind soweit
wie moglich zu reduzieren (durch Zeitschaltung, Bewegungsmelder etc.).

2 Lichtreklamen, beleuchtete Reklamen sowie beleuchtete Schaufenster sind von 22.00 Uhr
bis 06.00 Uhr auszuschalten. Davon ausgenommen sind Betriebe wahrend der bewilligten
Betriebszeit, sofern ein ausreichendes Interesse geltend gemacht werden kann.

3 Lichtemissionen in Ruheraume (Schlafzimmer) sind moglichst zu vermeiden. Naturraume
(Siedlungsrander, Griinzonen, Flisse etc.) diirfen durch kein weisses Licht (Blauanteil) und
keine Strahlung im UV-Bereich gestort werden.

4 Uberfliissige Leuchten sind riickzubauen.

Art. 57 Reklamen

' Permanente Reklameanschlagstellen und digitale Folgeldsungen (z. B. Display) werden
nur aufgrund eines von der Gemeinde fiir das ganze Gemeindegebiet genehmigten Konzepts
bewilligt, in dem Anzahl, Grosse und Standorte der Anschlagstellen bestimmt sind.

2 Fir temporare Reklamen gelten die entsprechenden kantonalen Bestimmungen.

Vi Sicherheit

Hinweis auf PBG: §145 Allgemeines
§146 Gefdhrdete Gebiete
§147 Brandmauern
§149 Seilbahnen und Skilifte

Hinweis auf PBG:

§145 Allgemeines

§146 Gefdhrdete Gebiete
§147 Brandmauern

§149 Seilbahnen und Skilifte




Art. 58 Technische Gefahren

' Bei der Anderung der Bau- und Zonenordnung und bei Sondernutzungsplanungen in tech-
nischen Gefahrenbereichen gemass Konsultationskarte «Technische Gefahreny, die eine
deutliche Erhéhung des Risikos fir die Bevolkerung zur Folge haben, sind raumplanerische
Massnahmen, Schutzmassnahmen am geplanten Objekt oder Sicherheitsmassnahmen bei
Anlagen oder Betrieben mit storfallrelevanten Gefahren zu priifen und festzulegen.

2 In eingezonten Gebieten mit einem hinterlegten Risikobericht ist zu prifen, ob die darin
getroffenen Annahmen weiterhin aktuell sind. Andern sich die Annahmen wesentlich, insbe-
sondere die vorgesehenen Nutzungen, ist der Risikobericht zu aktualisieren.

3 In eingezonten Gebieten mit einer Auflage fiir Schutzmassnahmen (z.B. Personenzahlbe-
schrankung, ausreichende Abstande zur Risikoquelle, Anordnung der Raumaufteilung, tech-
nische Massnahmen an den Fassaden und Luftungstechnik) sind bei Bauvorhaben diese
Schutzmassnahmen der zustandigen kantonalen Dienststelle zur Beurteilung einzureichen.
In eingezonten Gebieten ohne Auflage fiir Schutzmassnahmen sind Schutzmassnahmen bei
Bauvorhaben freiwillig zu realisieren.

4 Schutzmassnahmen und raumplanerische Massnahmen sind im Baubewilligungsverfahren
umzusetzen.




Art. 59 Naturgefahren

' Die gefahrdeten Gebiete geméass § 146 PBG sind in der kommunalen Gefahrenkarte ver-
merkt. Sie sind im Zonenplan als orientierende Hinweise dargestellt. Die Gefahrenkarte kann
auf der Gemeindeverwaltung eingesehen werden.

2 Gebiete mit erheblicher Gefahrdung dienen dem Schutz von Leib und Leben sowie von
Sachwerten in durch Naturgefahren stark gefahrdetem Gebiet.

3 Gebiete mit mittlerer oder geringer Gefahrdung dienen dem Schutz von Sachwerten bei
mittlerer bzw. geringer Gefahrdung durch Wasserprozesse (Uberschwemmung, Ubersarung
und Erosion), Sturzprozesse (Blockschlag) oder Rutschprozesse (permanente Rutschung,
Spontanrutschung, Hangmure, Uferrutschung, Sackung, Absenkung und Einsturz).

4 Der Gemeinderat berlicksichtigt die entsprechenden Gefahrdungssituationen im Rahmen
des Baubewilligungsverfahrens.

5 In den Gefahrengebieten mit erheblicher Gefahrdung sind Neu- und Erweiterungsbauten,
die dem dauernden Aufenthalt von Menschen oder Tieren dienen, verboten.

6 In den Gefahrengebieten mit mittlerer Gefahrdung legt der Gemeinderat aufgrund von durch
die Bauherrschaft zu erbringenden Nachweisen und Berechnungen die notwendigen Aufla-
gen und Massnahmen fest. Mit dem Baugesuch ist der Nachweis zu erbringen, dass mit der
vorgesehenen Bauweise auf dem Baugrundstlick selbst eine angemessene Verringerung
des Risikos erreicht wird, und dass sich nicht auf anderen Grundstlicken eine Erhéhung der
Gefahr ergibt.

" In den Gefahrengebieten mit geringer Gefahrdung weist der Gemeinderat im Rahmen des
Baubewilligungsverfahrens auf die Gefahrdung hin. Er kann dabei Massnahmen zur Gefah-
renabwehr bzw. -minderung vorschlagen.




VIl  Schutz der Gesundheit

1 Allgemeine Bestimmungen
Hinweis auf PBG: §150 Baustoffe Hinweis auf PBG: §150 Baustoffe
§151 Beniitzung der Bauten und Anlagen §151 Beniitzung der Bauten und Anlagen
§152 Besonnung §152 Besonnung
§153 Belichtung und Beliiftung §153 Belichtung und Beliiftung
§154 Raummasse §154 Raummasse
§154a Aussengeschoss- und Umgebungsflichen §155 Isolationen
§155 Isolationen §156 Ausnahmen
§156 Ausnahmen §157 Behindertengerechtes Bauen
§157 Behindertengerechtes Bauen
2 Spielplatze und Freizeitanlagen
Hinweis auf PBG: §158 Erstellung Hinweis auf PBG: §158 Erstellung
§159 Ersatzabgaben §159 Ersatzabgaben
Art. 60 Spiel- und Freizeitanlagen Art. 37 Ersatzabgaben fiir Spielplatze und Freizeitanlagen

! Spielplatze und Freizeitanlagen im Sinne von § 158 PBG sind bereits bei Wohnbauten und
Uberbauungen mit vier und mehr Wohnungen zu erstellen.

2 Verunmdglichen die ortlichen Verhéltnisse die Erstellung der erforderlichen Spielplatze und
Freizeitanlagen im Sinne von § 158 PBG, hat der Bauherr je m? nicht erstellter Flache eine
einmalige Ersatzabgabe von Fr. 230.-- zu entrichten. Dieser Betrag ist indexiert und wird dem
Schweizer Baupreisindex der Grossregion Zentralschweiz (Preisbasis Hochbau Oktober
2017 = 98.1) angepasst.

! Spielplatze und Freizeitanlagen im Sinne von § 158 PBG sind bereits bei Wohnbauten und
Uberbauungen mit vier und mehr Wohnungen zu erstellen.

2 Verunméglichen die ortlichen Verhaltnisse die Erstellung der erforderlichen Spielplatze und
Freizeitanlagen im Sinne von § 158 PBG, hat der Bauherr je m2 nicht erstellter Flache eine

3 Immissionsschutz

Hinweis auf PBG: §161 Vermeidung {iberméssiger Immissionen

Hinweis auf PBG: §161 Vermeidung {iberméssiger Immissionen




Art. 61 Larmbelastete Gebiete

"In larmbelasteten Gebieten gelten Art. 29 bis 31 der Eidgendssischen Larmschutzverord-
nung (LSV). Eine Gestaltungsplan- oder Baubewilligung fiir Gebaude mit larmempfindlicher
Nutzung kann erst nach Vorliegen eines entsprechenden Nachweises, dass der massgebli-
che Grenzwert eingehalten wird, erteilt werden.

2 Kann der Grenzwert trotz Larmschutzmassnahmen nicht eingehalten werden, so ist das
Uberwiegende Interesse auszuweisen und der kantonalen Dienststelle Umwelt und Energie
ist ein Gesuch um eine Ausnahmebewilligung gemass Art. 30 LSV, bzw. eine Zustimmung
gemass Art. 31 LSV einzureichen.

Art. 30 Larmbelastete Gebiete

' Fur larmbelastete Gebiete, bei denen Grund zur Annahme besteht, dass der massgebende
Grenzwert (iberschritten ist; oder eine Uberschreitung zu erwarten ist, sind die Bestimmun-
gen des Larmschutzes, insbesondere die Bestimmungen von Artikel 29, 30 und 31 der Larm-
schutz-Verordnung (LSV), besenders zu beachten. In diesen Gebieten erteilt der Gemeinde-
rat die Baubewilligung fir Gebaude mit Iarmempfindlicher Nutzung erst nach Vorliegen eines
entsprechenden Nachweises. Kann der Grenzwert nicht eingehalten werden, so ist bei-der
kantonalen-Dienststelle Umwelt und Energie ein Gesuch um Zustimmung;-bzw—fireine-Aus-

nahmebewilligung einzureichen.

2 n egaem a9 aiee e
3 Bei Parzellen, die nach 1985 in eine Bauzone eingezont wurden, gilt Art. 29 LSV und es Eeldstrasse als larmbelastet
besteht keine Mdglichkeit von Ausnahmen. '
4 Bezug von Neubauten
Hinweis auf PBG: §162 Voraussetzungen Hinweis auf PBG: §162 Voraussetzungen
VIl Energie
Hinweis auf PBG: §163 Ausniitzung der Energie

§164 Isolation gegen Wiarmeverlust

§165 Gemeinsame Heizzentralen und Fernheizwerke
Art. 62 Energie

' Der Gemeinderat kann fiir Gesamtiiberbauungen und Einzelbauten die Anschlusspflicht an
ein Warmeverbundnetz festlegen, sofern dies technisch machbar und wirtschaftlich vertret-
bar ist.

2 Im Rahmen von Gestaltungs- und Bebauungsplanen kann der Gemeinderat erhéhte Anfor-
derungen an die Energieeffizienz, den Anteil erneuerbarer Energien und die Eigenstrompro-
duktion festlegen.




IX  Hochhéauser
Hinweis auf PBG: §166 Hochhéuser Hinweis auf PBG:  §166-168 Hochhéuser
X Einkaufs- und Fachmarktzentren
Hinweis auf PBG:  §169-173 Einkaufs- und Fachmarktzentren Hinweis auf PBG: §169-173 Einkaufs- und Fachmarktzentren
Xl Camping und Fahrende
Hinweis auf PBG: §174 Camping Hinweis auf PBG: §174/177 Camping
§177 Fahrende
Xll Bestandesgarantie und Bauvorhaben ausserhalb der Bauzonen
Hinweis auf PBG: §178 Bestandesgarantie innerhalb der Bauzonen Hinweis auf PBG: §178 Bestandesgarantie innerhalb der Bauzonen
§180 Bundesrechtliche Ausnahmen fiir Bauvorhaben ausserhalb der Bauzo- §180 Bundesrechtliche Ausnahmen fiir Bauvorhaben ausserhalb der Bauzo-
nen nen
§181 Kantonalrechtliche Ausnahmen fiir Bauvorhaben ausserhalb der Bauzo- §181 Kantonalrechtliche Ausnahmen fiir Bauvorhaben ausserhalb der Bauzo-
nen nen

§182 Zustindigkeit, Verfahren

§182 Zusténdigkeit, Verfahren




E Baubewilligung und Baukontrolle

Hinweis auf PBG: §184 Baubewilligungspflicht Hinweis auf PBG: §184 Baubewilligungspflicht
§186 Bauplatzinstallationen §186 Bauplatzinstallationen
§187 Abbrucharbeiten §187 Abbrucharbeiten
§188 Baugesuch, Beilagen §188 Baugesuch, Beilagen
§191 Baugespann und Profile §191 Baugespann und Profile
§192 FEinleitung des Baubewilligungsverfahrens §192 FEinleitung des Baubewilligungsverfahrens
§192a Leitverfahren und Leitbehorde §192a Leitverfahren und Leitbehdrde
§193 Bekanntmachung und Auflage §193 Bekanntmachung und Auflage
§194 Einsprachen §194 Einsprachen
§195 Priifung des Baugesuchs §195 Priifung des Baugesuchs
§196 Entscheid und Erdffnung §196 Entscheid und Erdffnung
§198 Vereinfachtes Baubewilligungsverfahren §198 Vereinfachtes Baubewilligungsverfahren
§198a Behandlungsfristen §198a Behandlungsfristen
§200 Baubeginn §200 Baubeginn
§201 Geltungsdauer der Baubewilligung §201 Geltungsdauer der Baubewilligung
§202 Plandnderungen §202 Plandnderungen
§203 Meldepflicht, Bauaufsicht- und -kontrolle §203 Meldepflicht, Baukontrolle
§204 Sicherheitsleistung fiir den Vollzug von Auflagen §204 Sicherheitsleistung fiir den Vollzug von Auflagen
§205 Ordnung auf Bauplitzen §205 Ordnung auf Bauplitzen

F Rechtsschutz

Hinweis auf PBG: §206 Rechtsmittel Hinweis auf PBG: §206 Rechtsmittel

§207 Einsprache- und Beschwerdebefugnis §207 Einsprache- und Beschwerdebefugnis
G Aufsicht, Vollzug, Strafen

Hinweis auf PBG:  §208 Aufsicht Hinweis auf PBG:  §208 Aufsicht
§209 Wiederherstellung des gesetzméissigen Zustandes §209 Wiederherstellung des gesetzmissigen Zustandes
§210 Einstellung von Bauarbeiten §210 Einstellung von Bauarbeiten
§211 Anmerkung 6ffentlich-rechtlicher Eigentumsbeschrankungen §211 Anmerkung 6ffentlich-rechtlicher Eigentumsbeschrankungen
§212 Kosten §212 Kosten
§213 Strafbestimmungen §213 Strafbestimmungen
§214 Strafanzeige §214 Strafanzeige




Art. 63 Zustandige Behorde

' Die Aufsicht (iber das Bauwesen und die Handhabung dieses Reglements obliegt dem Ge-
meinderat. Dieser hat die kantonalen und eidgendssischen Bauvorschriften und die Bestim-
mungen dieses Reglements von Amtes wegen anzuwenden.

2 Bei wichtigen Fragen des Natur- und Landschaftsschutzes sowie bei Bauvorhaben, welche
voraussichtlich wesentliche Auswirkungen auf die Lebensraume der Tiere und Pflanzen ha-
ben, hat der Gemeinderat die zustandigen Fachstellen des Kantons zu informieren und ihre
Stellungnahme bei seinem Entscheid mit zu berticksichtigen (§ 6 NLG).

3 Bei Bauvorhaben an Kulturobjekten oder in deren Umgebung ist vorgangig die Stellung-
nahme der kantonalen Denkmalpflege einzuholen und im Entscheid zu bertcksichtigen.

Art. 38 Zustandige Behorde, Gutachten

' Die Aufsicht Uiber das Bauwesen sowie der Vollzug dieses Reglements obliegen dem Ge-
meinderat.

3 Bei wichtigen Fragen des Natur- und Landschaftsschutzes sowie bei Bauvorhaben, welche
voraussichtlich wesentliche Auswirkungen auf die Lebensraume der Tiere und Pflanzen ha-
ben, hat der Gemeinderat die zustandigen Fachstellen des Kantons zu informieren und ihre
Stellungnahme bei seinem Entscheid mit zu berticksichtigen.

4 Bei Bauvorhaben an Kulturobjekten oder in deren Umgebung ist vorgangig die Stellung-
nahme der kantonalen Denkmalpflege einzuholen und im Entscheid zu bertcksichtigen.

Art. 64 Gebiihren

Der Gemeinderat erhebt von den Gesuchstellern fur die Priifung der Baugesuche sowie fur
notwendige Baukontrollen eine Geblhr. Ihre Hohe richtet sich nach den Bestimmungen der
Geblhrenordnung der Gemeinde Schotz.

Art. 39 Gebiihren

Der Gemeinderat erhebt von den Gesuchstellern fur die Priifung der Baugesuche sowie fur
notwendige Baukontrollen eine Geblhr. Ihre Hohe richtet sich nach den Bestimmungen der
Geblhrenordnung der Gemeinde Schotz.

Art. 65 Wiederherstellung des vorschriftgemassen Zustandes, Einstellung der

Bauarbeiten

Die Vorschriften der §§ 209 und 210 PBG uber die Wiederherstellung des gesetzmassigen
Zustandes und die Einstellung der Bauarbeiten gelten auch fir die Vorschriften dieses Reg-
lements.

Art. 40 Wiederherstellung des vorschriftsgemassen Zustandes, Einstellung der

Bauarbeiten

Die Vorschriften der §§ 209 und 210 PBG uber die Wiederherstellung des gesetzmassigen
Zustandes und die Einstellung der Bauarbeiten gelten auch fir die Vorschriften dieses Reg-
lements.

Art. 66 Strafbestimmungen

" Wer vorsétzlich und ohne Berechtigung ein Naturschutzobjekt zerstért oder schwer bescha-
digt, wird gemass § 53 Abs. 1 NLG mit einer Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder einer
Geldstrafe bestraft. In leichten Fallen oder wenn der Tater fahrlassig handelt, ist die Strafe
eine Busse bis 40'000 Franken.

2 Wer die Vorschriften in Art. 32 Abs. 2, 3 und 4, Art. 33 Abs. 2, Art. 35 Abs. 2 sowie Art. 44
Abs. 1 dieses Bau- und Zonenreglements verletzt, wird gemass § 53 Abs. 2b. NLG mit einer
Busse bis zu 20'000 Franken, in leichten Fallen bis zu 5'000 Franken bestraft.

Art. 41 Strafbestimmungen zum Schutz der Naturobjekte

' Wer vorsétzlich und ohne Berechtigung ein Naturschutzobjekt zerstért oder schwer bescha-
digt wird gemass § 53 Abs. 1 des-Natur—und-Landschaftsschutzgesetzes-mit-Gefangnis-bis
zu-einemJahr-oder Busse bis100°000-Franken bestraft. In leichten Fallen, oder wenn der
Tater fahrlassig handelt, ist die Strafe Haft-eder Busse bis 40’000 Franken.

2 Wer die Vorschriften der Artikel-214-und-23 BZR verletzt; wird geméss § 53 Abs. 2 Bst. b des
Natur- und Landschaftsschutzgesetzes mit Busse bis 20’000 Franken, in leichten Fallen bis
zu 5°000 Franken bestraft.

H  Schlussbestimmungen

I Aufhebung des bisherigen Rechts




Hinweis auf PBG: §222 Kantonales Recht Hinweis auf PBG: §215-221— Anderung bisherigenRechts
§223 Kommunales Recht S b b Bl e e b
] Ubergangsbestimmungen
Hinweis auf PBG:  §224-227 Ubergangsbestimmungen Hinweis auf PBG:  §224-227 Ubergangsbestimmungen




Art. 67 Schlussbestimmungen

' Das vorliegende Bau- und Zonenreglement tritt mit der Genehmigung durch den Regie-
rungsrat in Kraft.

2 Das Bau- und Zonenreglement sowie der Zonenplan vom 28. Februar 2005 mit ihren An-
derungen werden aufgehoben.

3 Die bei Inkrafttreten dieses Bau- und Zonenreglements vom Gemeinderat noch nicht ent-
schiedenen Baugesuche sind nach diesen Vorschriften zu beurteilen.

4 Folgende Bebauungs- und Gestaltungspléne inklusive deren Bauvorschriften sowie nach-
traglich erfolgten Anderungen werden mit der Genehmigung des vorliegenden Bau- und Zo-
nenreglements durch den Regierungsrat aufgehoben:

Bebauungsplan Dorfmiihle vom 19. Februar 1998
Bebauungsplan Glang vom 25. August 2009
Bebauungsplan Kirchstrasse vom 24. Januar 2015
Bebauungsplan Schmiedgasse vom 30. September 1994
Gestaltungsplan «Altes Zivilschutzareal» vom 4. Juni 2013
Gestaltungsplan Bronten vom 26. April 2017
Gestaltungsplan Chriizmatte | vom 5. Marz 1976
Gestaltungsplan Chruezmatte Il vom 22. April 2004
Gestaltungsplan Fadenweg vom 5. August 1987
Gestaltungsplan Germatte vom 3. Oktober 2007
Gestaltungsplan Hibeli vom 21. Marz 2017
Gestaltungsplan Hubelirain vom 12. Dezember 2007
Gestaltungsplan Im Baumgarten vom 26. April 1995
Gestaltungsplan Im Weidli vom 3. September 2003
Gestaltungsplan Lérzigen D vom 2. Dezember 1996
Gestaltungsplan Nebikerstrasse 22, 24, 26 vom 18. November 2016
Gestaltungsplan Nebikerstrasse 25-29 vom 4. September 2013
Gestaltungsplan Neubiihl vom 24. September 1993
Gestaltungsplan Ohmstalerstrasse vom 30. Januar 1989
Gestaltungsplan Pintenmatte vom 05. Oktober 2004
Gestaltungsplan Santbach vom 5. September 2005
Gestaltungsplan Schleifrain vom 7. Juni 1985
Gestaltungsplan Schmiedgasse vom 5. Oktober 1994
Gestaltungsplan Schitzenmatte vom 21. Februar 2001
Gestaltungsplan Sonnrain vom 7. November 2007
Gestaltungsplan Sonnrain Il vom 13. Juni 2012
Gestaltungsplan Unterdorfstrasse vom 23. Januar 2013
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5 Infolge der Aufhebung von Gestaltungsplanen notwendige, nachbarrechtliche Regelungen
dinglicher Rechte sind privatrechtlich und zu Lasten der betroffenen Grundeigentimer zu
regeln.

Art. 42 Inkrafttreten
' Dieses Reglement tritt nach Annahme durch die Einwohnergemeinde mit der Genehmigung
des Regierungsrates in Kraft.

2 Das Bau- und Zonenreglement sowie der Zonenplan vom 9-September1987 und-samtliche
: .. ) : bon.

3 Die bei Inkrafttreten dieses Bau- und Zonenreglementes vom Gemeinderat noch nicht ent-
schiedenen Baugesuche sind nach diesen Vorschriften zu beurteilen.
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	2 Zulässige Nutzung: Wohnen, höchstens mässig störende Dienstleistungs- und Gewerbebetriebe, schulische Zwecke.
	3 Den bestehenden Bauten ist der Bestand gewährleistet. Umbauten, zonenkonforme Umnutzungen und der Wiederaufbau sind gestattet, wenn die äussere Erscheinung des Gebäudes und seiner Umgebung nicht oder nur unwesentlich verändert wird. Das Ortsbild störende Elemente sollen dabei beseitigt oder ortsbildgerecht verändert werden.
	4 Für die Erstellung von Neubauten und vom bisherigen Bestand wesentlich abweichende Ersatzbauten ist ein Bebauungsplan zu erlassen, welcher Stellung, Ausmass und Gestaltung der Gebäude sowie Nutzung und Gestaltung der Freiräume, unter gebührender Beachtung der Anliegen des Ortsbildschutzes sowie der privaten Interessen regelt.
	5 Der Abbruch von Gebäuden und Gebäudeteilen sowie von baulichen Bestandteilen der Umgebungsgestaltung (Brunnen, Treppen usw.) ist bewilligungspflichtig. Eine Abbruchbewilligung wird nur erteilt, wenn der Abbruch das Ortsbild nicht in übermässiger Weise schädigt oder für die entstandene Baulücke ein rechtskräftig genehmigtes Projekt vorliegt.
	6 Für Massnahmen, die durch planerische Festlegung zur Erhaltung und Verschönerung des Ortsbildes nötig werden und den betroffenen Grundeigentümer in übermässiger Weise belasten, kann der Gemeinderat Unterstützungsbeiträge entrichten.

	Art. 7Ortsbildzone (O)
	9 Voranfrage und Begutachtung: Bauvorhaben mit erheblichen Auswirkungen auf das Ortsbild sind gemäss Art. 5 und Art. 6 dieser Vorschriften im Rahmen einer Voranfrage zu begutachten. Der Gemeinderat kann bei diesen Bauvorhaben die Durchführung eines Studienauftrags oder eines Wettbewerbsverfahrens verlangen.
	9 Voranfrage und Begutachtung: Bauvorhaben mit erheblichen Auswirkungen auf das Ortsbild sind gemäss Art. 5 und Art. 6 dieser Vorschriften im Rahmen einer Voranfrage zu begutachten. Der Gemeinderat kann bei diesen Bauvorhaben die Durchführung eines Studienauftrags oder eines Wettbewerbsverfahrens verlangen.Es gilt Lärmempfindlichkeitsstufe III. Bei der Erstellung reiner Wohnbauten ist ein gemäss dem Stand der Technik optimierter Lärmschutz umzusetzen. Für lärmempfindliche Räume ist dabei die Einhaltung der Grenzwerte der Lärmempfindlichkeitsstufe II anzustreben.

	Art. 15 Dorfzone Schötz (DS)
	1 Zweck: Die Dorfzone Schötz bezweckt die Bildung eines Dorf- und Geschäftszentrums mit guter Nutzungsdurchmischung und attraktiven, öffentlichen Freiräumen.
	2 Nutzung: Zulässig sind Bauten, Anlagen und Nutzungen für Dienstleistungs- und Gewerbebetriebe, zum Wohnen und zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben, die sich baulich und mit ihren Auswirkungen in den Charakter des Ortskerns einfügen. Freie Lager- und Umschlagplätze sind nicht gestattet.
	3 Grundmasse: Die max. zulässigen Masse für Hauptbauten mit reiner Wohnnutzung sind in Anhang 1 dieses Reglements festgelegt.
	4 Erhöhung der Überbauungsziffer: Für Nicht-Wohnnutzungen, welche zur Belebung des Ortskerns beitragen (d.h. zur Strasse orientierte Gewerbe- und Dienstleistungsnutzungen mit Bezug zum angrenzenden öffentlichen Raum, z. B. Einkauf, Restaurant, öffentliche Nutzungen u.a.), kann eine Erhöhung der Überbauungsziffer beantragt werden. Der Gemeinderat legt eine solche Erhöhung der Überbauungsziffer1) unter gebührender Berücksichtigung des Ortsbildes, aller raumrelevanten Aspekte wie Gebäude- und Umgebungsgestaltung, Verkehr, Erschliessung und Schutzansprüche sowie sonstiger öffentlicher und privater Interessen von Fall zu Fall fest.
	5 Gebäudegestaltung: Die Gebäude sind so zu gestalten, dass sie bezüglich kubischer Gestaltung, Dimensionierung sowie der Fassaden- und Dachgestaltung der örtlichen Situationen entsprechen und sich gut eingliedern.
	6 Umgebungsgestaltung: Hauszugänge, Frontfassaden, Vorgärten und Vorplätze nehmen Bezug zum öffentlichen Raum und passen sich in ihrer Gestaltung in den bestehenden Ortskern ein. Mit dem Baugesuch ist ein Umgebungsplan einzureichen.
	7 Es gilt Lärmempfindlichkeitsstufe III. Bei der Erstellung reiner Wohnbauten ist ein gemäss dem Stand der Technik optimierter Lärmschutz umzusetzen. Für lärmempfindliche Räume ist dabei die Einhaltung der Grenzwerte der Lärmempfindlichkeitsstufe II anzustreben.

	Art. 15 Dorfzone Schötz (DS)
	Art. 16 Dorfzone Ohmstal (DO)
	1 Zweck: Die Dorfzone Ohmstal bezweckt die Bildung eines Siedlungskerns mit einer Nutzungsdurchmischung und attraktiven, öffentlichen Freiräumen.
	2 Nutzung: Zulässig sind Bauten, Anlagen und Nutzungen für Dienstleistungs- und Gewerbebetriebe, zum Wohnen und zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben, die sich baulich und mit ihren Auswirkungen in den Charakter des Ortskerns einfügen. Freie Lager- und Umschlagplätze sind nicht gestattet.
	3 Grundmasse: Die definitiven Gebäudedimensionen (Nutzungsmass, Gesamthöhe, Gebäudelänge usw.), legt der Gemeinderat unter gebührender Berücksichtigung des Ortsbildes, aller raumrelevanten Aspekte wie Gebäude- und Umgebungsgestaltung, Verkehr, Erschliessung und Schutzansprüche sowie sonstiger öffentlicher und privater Interessen von Fall zu Fall fest.
	4 Gebäudegestaltung: Die Gebäude sind so zu gestalten, dass sie bezüglich kubischer Gestaltung, Dimensionierung sowie der Fassaden- und Dachgestaltung der örtlichen Situationen entsprechen und sich gut eingliedern.
	5 Umgebungsgestaltung: Hauszugänge, Frontfassaden, Vorgärten und Vorplätze nehmen Bezug zum öffentlichen Raum und passen sich in ihrer Gestaltung in den bestehenden Siedlungskern an. Mit dem Baugesuch ist ein Umgebungsplan einzureichen.
	6 Voranfrage und Begutachtung: Bauvorhaben mit erheblichen Auswirkungen auf das Ortsbild sind gemäss Art. 5 und Art. 6 dieser Vorschriften im Rahmen einer Voranfrage zu begutachten. Der Gemeinderat kann bei diesen Bauvorhaben die Durchführung eines Studienauftrags oder eines Wettbewerbsverfahrens verlangen.
	7 Es gilt Lärmempfindlichkeitsstufe II.

	Art. 16 Dorfzone Ohmstal (DO)
	Art. 17 Wohnzone (W)
	1 In der Wohnzone sind Bauten, Anlagen und Nutzungen zum Wohnen sowie für Dienstleistungs- und Gewerbebetriebe zulässig, sofern sich diese baulich und mit ihren Auswirkungen in die Wohnumgebung einfügen. Massgebend sind dabei die, durch den Charakter und die Qualität des Wohnquartiers bestimmten, örtlichen Verhältnisse.
	2 Die maximal zulässigen Überbauungsziffern, Gesamthöhen und Gebäudelängen sind in Anhang 1 dieses Reglements festgelegt.
	3 In der Wohnzone 1 (Hübeli Ohmstal) gilt eine Schrägdachpflicht mit einer Dachneigung von 20 – 45 °.

	Art. 17 Wohnzone (W)
	Art. 8Viergeschossige Wohnzone (W4)
	1 Die viergeschossige Wohnzone ist in erster Linie für Mehrfamilienhäuser bestimmt. Nicht störende Dienstleistungs- und Gewerbebetriebe, die sich baulich gut integrieren lassen, sind zulässig.

	Art. 8Viergeschossige Wohnzone (W4)
	Art. 10Dreigeschossige Wohnzone (W3b)
	1 Die dreigeschossige Wohnzone W3b ist vor allem für Mehrfamilienhäuser bestimmt. Nicht störende kleine Dienstleistungs- und Gewerbebetriebe, die sich baulich gut integrieren lassen, sind zulässig.

	Art. 10Dreigeschossige Wohnzone (W3b)
	Art. 11Zweigeschossige Wohnzone in verdichteter Bauweise (W2a)
	1 Die zweigeschossige Wohnzone W2a ist für Wohnsiedlungen bestimmt, welchen eine architektonische bzw. gestalterische Gesamtidee zugrunde liegt. Die Bauten sind konzentriert anzuordnen. Die Siedlung hat über gemeinschaftliche Ausrüstungen und Anlagen zu verfügen. Aussenräume sind in private und halbprivate Bereiche zu gliedern.
	2 Die Überbauung hat nach Gestaltungsplan zu erfolgen. Es ist keine Erhöhung der Ausnützungsziffer im Sinne von Art. 29 zulässig.
	3 Grundmasse:-  Vollgeschosse:maximal  2-  Ausnützungsziffer:maximal  0.60-  Lärmempfindlichkeitsstufe:II
	4 Es wird kein Mehrlängenzuschlag verlangt.

	Art. 11Zweigeschossige Wohnzone in verdichteter Bauweise (W2a)
	Art. 12Zweigeschossige Wohnzone (W2b)
	1 Die zweigeschossige Wohnzone W2b ist für Wohnbauten bestimmt. Der Einbau von Ladenlokalen und von Räumen für ausgesprochen nicht störendes, ins Wohngebiet passendes Gewerbe ist zulässig.
	2 Grundmasse:-  Vollgeschosse:maximal  2-  Ausnützungsziffer:maximal  0.40-  Gebäudelänge:maximal  25 m-  Lärmempfindlichkeitsstufe:II

	Art. 12Zweigeschossige Wohnzone (W2b)
	Art. 18 Wohn- und Arbeitszone (WA)
	1 In der Wohn- und Arbeitszone sind mässig störende Gewerbe-, Geschäfts- und Dienstleistungsbetriebe sowie Wohnnutzungen, unter besonderer Beachtung eines genügenden Immissionsschutzes, zulässig.
	2 Die maximal zulässigen Überbauungsziffern und Gesamthöhen sind in Anhang 1 dieses Reglements festgelegt. Typ 1 definiert die Werte für Hauptbauten mit Wohn-, Arbeits- oder gemischter Nutzung, Typ 2 definiert die Werte für zusätzliche Hauptbauten auf demselben Grundstück mit ausschliesslicher Arbeitsnutzung.
	3 Ein Transfer von Wohnnutzung zu Bauten gem. Typ 2 ist zulässig, wenn im gleichen Umfang Arbeitsnutzung in den Bauten gem. Typ 1 realisiert wird. Die Kompensationsmöglichkeit besteht nur für oberirdische Geschossflächen und muss flächengleich erfolgen.
	4 Die oberirdische Geschossfläche errechnet sich nach SIA 416, ohne der Flächen von Unterniveaubauten und unterirdischen Bauten gemäss § 125 Planungs- und Baugesetz (PBG).
	5 Es gilt Lärmempfindlichkeitsstufe III. Bei der Erstellung reiner Wohnbauten ist ein gemäss dem Stand der Technik optimierter Lärmschutz umzusetzen. Für lärmempfindliche Räume ist dabei die Einhaltung der Grenzwerte der Lärmempfindlichkeitsstufe II anzustreben./

	Art. 18 Wohn- und Arbeitszone (WA)
	Art. 9Dreigeschossige Wohn- und Gewerbezone (W3a)
	1 Die dreigeschossige Wohn- und Geschäftszone W3a ist zur Bildung des Wohn- und Geschäftszentrums bestimmt. Nicht oder mässig störende Dienstleistungs- und Gewerbebetriebe sind zulässig.

	Art. 9Dreigeschossige Wohn- und Gewerbezone (W3a)
	Art. 19 Arbeitszone III a (A IIIa)
	1 In der Arbeitszone III a sind Bauten, Anlagen und Nutzungen für Dienstleistungs-, Gewerbe- und Industriebetriebe zulässig. Reine Logistikbetriebe mit einer oberirdischen Geschossfläche von gesamthaft mehr als 3'000 m2 sind nicht zulässig.
	2 Entlang der Luzerner- und der Nebikerstrasse sind freie Lager- und Umschlagplätze untersagt. Der Gemeinderat kann im begründeten Einzelfall Ausnahmen gewähren.
	3 Wohnungen dürfen nur für Betriebsinhaber und für betrieblich an den Standort gebundenes Personal erstellt werden. Durch geeignete Standortwahl und technische Massnahmen ist für wohnhygienisch tragbare Verhältnisse zu sorgen.
	4 Die maximal zulässigen Gesamthöhen und Gebäudelängen sind in Anhang 1 dieses Reglements festgelegt. Der Gemeinderat kann im begründeten Einzelfall unter Berücksichtigung öffentlicher und privater Interessen Ausnahmen gewähren.
	5 Für Neu-, Um- und Ersatzbauten legt der Gemeinderat unter Berücksichtigung von Abs. 4 die übrigen Gebäudedimensionen fest.
	6 Eingliederung: Mit dem Baugesuch ist ein Begrünungskonzept mit Umgebungsplan einzureichen, dass eine gute Eingliederung der Bauten und Anlagen in die Landschaft gewährleistet.

	Art. 19 Arbeitszone III a (A IIIa)
	Art. 14Arbeitszone III (A III)
	1 Es gelten die Bestimmungen von § 46 PBG. Die Verkaufsflächen von Einkaufsgeschäften dürfen nicht mehr als 30% der gesamthaft realisierten, anrechenbaren Geschossfläche beanspruchen.
	2 Grundmasse:-  Vollgeschosse:maximal  3-  Gebäudelänge:maximal  50.00 m-  Gebäudehöhe:maximal  10.50 m-  Firsthöhe:maximal  12.50 m -  Lärmempfindlichkeitsstufe:III
	3 Die weiteren Gebäudedimensionen, insbesondere für Gebäudeteile, welche aus betriebstechnischen Gründen Mehrhöhen verlangen, legt der Gemeinderat im Einzelfall fest. Die öffentlichen und privaten Interessen sind gebührend zu berücksichtigen.

	Art. 14Arbeitszone III (A III)
	Art. 20 Arbeitszone III b (A IIIb)
	1 In der Arbeitszone III b sind Bauten, Anlagen und Nutzungen für Dienstleistungs-, Gewerbe- und Industriebetriebe zulässig. Reine Logistikbetriebe mit einer oberirdischen Geschossfläche von gesamthaft mehr als 3'000 m2 sind nicht zulässig.
	2 Die maximal zulässigen Gesamthöhen und Gebäudelängen sind in Anhang 1 dieses Reglements festgelegt. Der Gemeinderat kann im begründeten Einzelfall unter Berücksichtigung öffentlicher und privater Interessen Ausnahmen gewähren.
	3 Für Neu-, Um- und Ersatzbauten legt der Gemeinderat unter Berücksichtigung von Abs. 3 die übrigen Gebäudedimensionen fest.
	4 Eingliederung: Mit dem Baugesuch ist ein Begrünungskonzept mit Umgebungsplan einzureichen, das eine gute Eingliederung der Bauten und Anlagen in die Landschaft gewährleistet.

	Art. 20 Arbeitszone III b (A IIIb)
	Art. 21 Arbeitszone IV (A IV)
	1 In der Arbeitszone IV sind Bauten, Anlagen und Nutzungen für Dienstleistungs-, Gewerbe- und Industriebetriebe zulässig. Reine Logistikbetriebe mit einer oberirdischen Geschossfläche von gesamthaft mehr als 3'000 m2 sind nicht zulässig.
	2 Entlang der Luzerner- und der Nebikerstrasse sind freie Lager- und Umschlagplätze untersagt. Der Gemeinderat kann im begründeten Einzelfall Ausnahmen gewähren.
	3 Wohnungen dürfen nur für Betriebsinhaber und für betrieblich an den Standort gebundenes Personal erstellt werden. Durch geeignete Standortwahl und technische Massnahmen ist für wohnhygienisch tragbare Verhältnisse zu sorgen.
	4 Grundmasse: Gebäudedimensionen, Ausnützung, Abstände usw. legt der Gemeinderat unter gebührender Berücksichtigung des Orts- und Landschaftsbildes, der industriellen Erfordernisse und der öffentlichen und privaten Interessen von Fall zu Fall fest. Für die Gesamthöhe gilt das im Anhang 1 dieses Reglements festgelegte Mindestmass. Der Gemeinderat kann im begründeten Einzelfall unter Berücksichtigung öffentlicher und privater Interessen Ausnahmen gewähren.
	5 Eingliederung: Mit dem Baugesuch ist ein Begrünungskonzept mit Umgebungsplan einzureichen, das eine gute Eingliederung der Bauten und Anlagen in die Landschaft gewährleistet.

	Art. 21 Arbeitszone IV (A IV)
	Art. 15Arbeitszone IV (A IV)
	1 Es gelten die Bestimmungen von § 46 PBG. Bezüglich Nutzung bestehen keine weitergehenden Einschränkungen.
	2 Gebäudelänge, Gebäudehöhe, Ausnützung, Abstände usw. werden vom Gemeinderat unter gebührender Berücksichtigung der industriellen Erfordernisse und der öffentlichen sowie privaten Interesse von Fall zu Fall festgelegt.

	Art. 15Arbeitszone IV (A IV)
	Art. 22 Sonderbauzone Feld (SBF)
	1 Die Sonderbauzone Feld bezweckt die Erhaltung und Erweiterung der bestehenden Gewerbebetriebe.
	2 Zulässig sind Bauten und Anlagen, welche mit den bestehenden Gewerbebetrieben in einem direkten Zusammenhang stehen. Ersatzneubauten für Wohnnutzungen sind im bestehenden Umfang erlaubt. Die oberirdische Geschossfläche darf sich dabei für Wohnnutzungen nicht vergrössern. Die oberirdische Geschossfläche errechnet sich nach SIA 416, ohne der Flächen von Unterniveaubauten und unterirdischen Bauten gemäss § 125 Planungs- und Baugesetz (PBG).
	3 Neue Bauten und Anlagen dürfen nur aufgrund eines genehmigten Gestaltungsplanes, der aus einem wettbewerbähnlichen Verfahren hervorgeht, erstellt werden.
	4 Der Gestaltungsplan legt Grösse, Proportionierung und Gestaltung der Baukuben, Dachform, Materialwahl und Farbgebung fest und zeigt auf, wie sich Bauten und Anlagen optimal in die bauliche und landschaftliche Umgebung einfügen. Zudem weist er nach, wie der ökologische Ausgleich, der Schutz des Grundwassers und der Schutz vor Naturgefahren gelöst werden. Der Gestaltungsplan legt sämtliche Erschliessungsanlagen fest. Als Kompensation für den Verlust von Fruchtfolgeflächen ist im Gestaltungsplan die fachgerechte Verwertung des Bodens mit einem Bodengutachten nachzuweisen. Bei fehlendem Verwertungsnachweis oder bei Bedarf entscheidet die zuständige Bodenfachstelle über die Verwertung des Bodens.
	5 Im Gestaltungsplan wird verbindlich aufgezeigt, wann die gewerblich genutzten Bauten auf dem ehemaligen Landwirtschaftsbetrieb Agner abgebrochen werden und wie das Gelände entlang der Luther rekultiviert wird.
	6 Für die Beurteilung der Bauprojekte ist eine qualitativ hochwertige Beratung beizuziehen.

	Art. 22 Sonderbauzone Feld (SBF)
	Art. 13Sonderbauzone Feld (SBF)
	1 Die Sonderbauzone Feld bezweckt die Erhaltung und Erweiterung der Schreinerei (derzeit Setz Fensterbau AG) und dient der Ansiedlung eines Zulieferbetriebes (derzeit Fa. Agner).
	2 Zulässig sind Bauten und Anlagen, welche mit dem Fensterbaubetrieb und dem Zulieferbetrieb  sowie der der Fertigung von Holzprodukten in einem direkten Zusammenhang stehen. Wohnungen sind nur für die Betriebsinhaber und deren Eltern sowie für je einen Angestellten, dessen Anwesenheit aus betrieblichen Gründen erforderlich ist, zulässig.
	3 Neue Bauten und Anlagen dürfen nur aufgrund eines genehmigten Gestaltungsplanes, der aus einem wettbewerbähnlichen Verfahren hervorgeht, erstellt werden.
	4 Der Gestaltungsplan legt Grösse, Proportionierung und Gestaltung der Baukuben, Dachform, Materialwahl und Farbgebung fest und zeigt auf, wie sich Bauten und Anlagen optimal in die bauliche und landschaftliche Umgebung einfügen. Zudem weist er nach, wie der ökologische Ausgleich, der Schutz des Grundwassers und der Schutz vor Naturgefahren gelöst werden. Der Gestaltungsplan legt sämtliche Erschliessungsanlagen fest. Als Kompensation für den Verlust von Fruchtfolgeflächen ist im Gestaltungsplan die fachgerechte Verwertung des Bodesn mit einem Bodengutachten nachzuweisen. Bei fehlendem Verwertungsnachweis oder bei bedarf entscheidet die zuständige Bodenfachstelle über die Verwertung des Bodens.
	5 Im Gestaltungsplan wird verbindlich aufgezeigt, wann die gewerblich genutzten Bauten auf dem ehemaligen Landwirtschaftsbetrieb Agner abgebrochen werden und wie das Gelände entlang der Luther rekultiviert wird.
	6 Für die Beurteilung der Bauprojekte ist eine qualitativ hochwertige Beratung beizuziehen.

	Art. 13Sonderbauzone Feld (SBF)
	Art. 23 Sonderbauzone Gläng
	1 Die Sonderbauzone Gläng bezweckt die Erhaltung und massvolle Erweiterung der bestehenden Wohnbauten und Gewerbebetriebe.
	2 2 Die Wohnungsnutzung ist im Umfang des Bestandes (per 01.01.2023) zulässig. Die Wohnungen dürfen nur in direkter Verbindung mit dem ansässigen Gewerbe erstellt werden (Arbeiterwohnungen). Eine Vermietung an Externe ist nicht zulässig.
	3 Bei einer Zweckänderung der bestehenden Gewerbebetriebe können höchstens mässig störende Betriebe mit geringem Kundenverkehr zugelassen werden.
	4 Die Bebaubarkeit der Zone wird in einem Sondernutzungsplan geregelt.
	5 Alle baulichen Massnahmen haben sich bezüglich Massstäblichkeit, Grösse, Proportionierung und Gestaltung des Baukubus sowie bezüglich Dachform, Materialwahl und Farbgebung in die bauliche und landschaftliche Umgebung einzufügen.
	6 Auf den Parzellen 299, 300, 306, 672 und 1250 sind Wohnungen im bestehenden Umfang zulässig.

	Art. 23 Sonderbauzone Gläng
	Art. 16Weilerzone (We)
	1 Die Weilerzone bezweckt die Erhaltung und massvolle Erweiterung der bestehenden Wohnbauten und Gewerbebetriebe.
	2 Bei einer Zweckänderung der bestehenden Gewerbebetriebe können höchstens mässig störende Betriebe mit geringem Kundenverkehr zugelassen werden.
	3 Die Bebaubarkeit der Zone wird in einem Bebauungsplan geregelt.
	4 Alle baulichen Massnahmen haben sich bezüglich Massstäblichkeit, Grösse, Proportionierung und Gestaltung des Baukubus sowie bezüglich Dachform, Materialwahl und Farbgebung in die bauliche und landschaftliche Umgebung einzufügen.
	5 Als Kompensation für den Verlust von Fruchtfolgeflächen ist im Bebauungsplan die fachgerechte Verwertung des Bodens mit einem Bodengutachten nachzuweisen. Bei fehlendem Verwertungsnachweis oder bei Bedarf entscheidet die zuständige Bodenfachstelle über die Verwertung des Bodens.

	Art. 16Weilerzone (We)
	Art. 24 Zone für öffentliche Zwecke (ÖZ)
	1 In der Zone für öffentliche Zwecke sind Bauten, Anlagen und Nutzungen zulässig, die überwiegend zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben benötigt werden und den in Anhang 3 umschriebenen Zwecken entsprechen.
	2 Der Gemeinderat legt Nutzung und Baumasse im Einzelfall unter Berücksichtigung öffentlicher und privater Interessen fest.

	Art. 24 Zone für öffentliche Zwecke (ÖZ)
	Art. 17Zone für öffentliche Zwecke (ÖZ)
	1 Es gelten die Bestimmungen von § 48 PBG.
	2 Öffentlichen Zwecken dienende Bauten und Anlagen dürfen auch von Privaten erstellt werden.
	3 Geschosszahl, Ausnützung, Höhe, Abstände usw. hat der Gemeinderat im Einzelfall unter Berücksichtigung der öffentlichen und privaten Interessen festzulegen. Gegenüber Nachbarzonen haben öffentliche Bauten die ordentlichen Grenz- und Gebäudeabstände einzuhalten.
	4 Die Nutzung der im Zonenplan bezeichneten Gebiete ist im Anhang 1 umschrieben.
	5 Das Enteignungsrecht gemäss § 48 Abs. 3 PBG wird für alle Grundstücke in dieser Zone beansprucht.

	Art. 17Zone für öffentliche Zwecke (ÖZ)
	Art. 25 Zone für Sport- und Freizeitanlagen (SF)
	1 In der Zone für Sport- und Freizeitanlagen sind Bauten, Anlagen und Nutzungen für Sport-, Spiel- und Freizeitbedürfnisse zulässig, die den in Anhang 4 umschriebenen Zwecken entsprechen.
	2 Der Gemeinderat legt Nutzung und Baumasse im Einzelfall unter Berücksichtigung öffentlicher und privater Interessen fest.

	Art. 25 Zone für Sport- und Freizeitanlagen (SF)
	Art. 18Zone für Sport und Freizeitanlagen (SF)
	1 Dieser Zone sind der Tennisplatz und die Picknickplätze an der Luther und an der Wigger zugeordnet. Es sind die für den Betrieb dieser Plätze notwendigen Bauten und Anlagen zulässig.

	Art. 18Zone für Sport und Freizeitanlagen (SF)
	Art. 26 Verkehrszone (V)
	1 Die Verkehrszone umfasst Flächen für den Strassenverkehr.

	Art. 26 Verkehrszone (V)
	Art. 27 Grünzone (GR)
	1 Die Grünzone umfasst Flächen innerhalb und am Rande des Baugebiets, die von allen, dem Zonenzweck nicht entsprechenden Bauten und Anlagen freizuhalten sind.
	2 Die Nutzweise der einzelnen im Zonenplan bezeichneten Gebiete ist im Anhang 5 dieses Reglements festgelegt.
	3 Für die Bewirtschaftung und Pflege kann der Gemeinderat bei Bedarf Weisungen erlassen.

	Art. 27 Grünzone (GR)
	Art. 19Grünzone
	1 Es gelten die Bestimmungen von § 50 PBG.
	2 Die zulässige Nutzung ist im Anhang 2 umschrieben.

	Art. 19Grünzone
	Art. 28 Grünzone Spielfläche (GRS) Grundnutzung oder überlagert
	1 Die Grünzone Spielfläche dient der Freihaltung von Flächen für die Spiel- und Freizeitnutzung innerhalb des Baugebietes.
	2 Zulässig sind Bauten und Anlagen, die dem Nutzungszweck dienen. Einstellhallen im Sinne von § 13a PBV sind zulässig, sofern sie dem Nutzungszweck nicht widersprechen.

	Art. 28 Grünzone Spielfläche (GRS) Grundnutzung oder überlagert
	Art. 29 Grünzone Gewässerraum (GRG) überlagert
	1 Die Grünzone bezweckt die Freihaltung des Gewässerraums entlang der Gewässer innerhalb der Bauzonen.
	2 Die Grünzone Gewässerraum ist anderen Zonen überlagert. Die überlagerte Fläche zählt zu der anrechenbaren Grundstücksfläche.

	Art. 29 Grünzone Gewässerraum (GRG) überlagert

	c Nichtbauzonen
	Art. 30 Landwirtschaftszone (LW)
	1 In der Landwirtschaftszone gelten die kantonalen und bundesrechtlichen Vorschriften.
	2 Standort, Dimension, Gestaltung und Materialien von Bauten und Anlagen sind so zu wählen, dass diese sich ins Landschaftsbild und in die bestehende Bebauung gut einordnen. Neue landwirtschaftliche Bauten sind möglichst innerhalb oder neben der Hofgruppe zu erstellen.
	3 Die Zulässigkeit von Terrainveränderungen richtet sich nach den Vorgaben von § 54 i.bis der Planungs- und Bauverordnung (PBV).
	4 Hochstämmige Obstgärten sind nach Möglichkeit zu erhalten und fachgerecht zu pflegen. Die Gemeinde kann für die Neuanlage und die Erhaltung hochstämmiger Obstgärten Beiträge entrichten.

	Art. 30 Landwirtschaftszone (LW)
	Art. 20Landwirtschaftszone (LW)
	1 Es gelten die Bestimmungen von § 54 PBG.
	2 Für die Zulässigkeit und die Bestandesgarantie von zonenfremden Bauten und Anlagen ausserhalb der Bauzonen gelten die §§ 180 und 181 PBG.
	3 Zulässige Bauten und Anlagen haben sich den lokalen landschaftlichen Gegebenheiten unterzuordnen und sich in Proportion, Form und Materialwahl, Farbe und Bepflanzung ins Landschaftsbild einzufügen.
	4 Bewilligungspflichtige Terrainveränderungen wie Abgrabungen, Aufschüttungen, Materialdeponie, Planierung etc. sind nur zulässig, wenn dadurch keine landschaftlichen und topographisch wichtigen Gegebenheiten verändert, sowie keine Natur- und Landschaftselemente beseitigt werden.
	5 Hochstämmige Obstgärten sind nach Möglichkeit zu erhalten und fachgerecht zu pflegen. Die Gemeinde kann für die Neuanlage und die Erhaltung hochstämmiger Obstgärten Beiträge entrichten.

	Art. 20Landwirtschaftszone (LW)
	Art. 31 Reservezone (R)
	1 Die Reservezone umfasst Land, dessen Nutzung noch nicht bestimmt ist.
	2 In dieser Zone gelten die Bestimmungen der Landwirtschaftszone.
	3 Bei ausgewiesenem Bedarf kann in der Reservezone langfristig die Bauzone erweitert werden.

	Art. 31 Reservezone (R)
	Art. 32 Übriges Gebiet (ÜG)
	1 Das Übrige Gebiet A umfasst insbesondere Gewässer sowie übergeordnete Strassen ausserhalb des Baugebietes.
	2 Im Übrigen Gebiet C gelten die Bestimmungen der kantonalen oder kommunalen Schutzverordnungen nach der Natur- und Landschaftsschutzgesetzgebung.

	Art. 32 Übriges Gebiet (ÜG)
	Art. 21Übriges Gebiet (ÜG)
	1 Es gelten die Bestimmungen des § 56 PBG.
	2 Die Gebiete gemäss §56 Abs. 1b PBG sind für später allenfalls notwendig werdende Erweiterungen der Bauzonen vorgesehen. Bis zur Einzonung dürfen keine Neubauten erstellt werden. Für vorhandene Bauten sind Bestand und angemessene Erweiterungen gewährleistet.
	3 Für das Gebiet des Wauwilermooses gelten die Bestimmungen des § 56 Abs. 1c PBG.

	Art. 21Übriges Gebiet (ÜG)
	Art. 33 Freihaltezone Gewässerraum überlagert (FrG)
	1 Die Freihaltezone Gewässerraum bezweckt die Freihaltung des Gewässerraums entlang der Gewässer ausserhalb der Bauzonen. Sie überlagert andere Zonen.
	2 Die Nutzung richtet sich nach Art. 41c der Gewässerschutzverordnung (GSchV) und § 11e der Kantonalen Gewässerschutzverordnung (KGSchV).

	Art. 33 Freihaltezone Gewässerraum überlagert (FrG)
	Art. 22Freihaltezone
	1 Es gelten die Bestimmungen von § 58 PBG.
	2 Der Zweck der Zonenteile und die zulässige Nutzung sind im Anhang 3 umschrieben.

	Art. 22Freihaltezone

	d Schutzzonen
	Art. 34 Naturschutzzone und Naturschutzzone überlagert (NS)
	1 Die «Naturschutzzone» und «Naturschutzzone überlagert» bezwecken den Schutz und die Aufwertung ökologisch besonders wertvoller Lebensräume für schutzwürdige Pflanzen und Tiere sowie Naturstandorte. Die Zonenteile sind im Anhang 6 umschrieben. Die «Naturschutzzone überlagert» überlagert andere Zonen und ergänzt dort die Bestimmungen der Grundnutzung.
	2 Neue Bauten und Anlagen sowie Erweiterung, Änderung und Wiederaufbau bestehender Bauten und Anlagen sind nicht zulässig. Der Unterhalt bestehender Bauten und Anlagen ist im Rahmen der Bestandesgarantie gewährleistet.
	3 Nicht zulässig sind insbesondere:
	4 Auf Flächen, für welche eine landwirtschaftliche Nutzung bzw. Pflege nötig und sinnvoll ist, gelten folgende Nutzungsbestimmungen:
	Abweichende Bestimmungen sind mittels Bewirtschaftungsvereinbarungen oder durch Verfügungen festzulegen. Sie dürfen dem Schutzzweck nicht widersprechen.
	5 Nutzung und Pflege im Sinn von Absatz 4 werden, wo nötig, vom Gemeinderat in Verträgen mit dem Kanton und den Bewirtschaftern resp. den Grundeigentümern oder in Verfügungen festgelegt (siehe § 22 und § 28 NLG).
	6 Die Entschädigung für die Pflegemassnahmen und Ertragsausfälle richtet sich nach den kantonalen Bestimmungen.
	7 Ausnahmen von den Zonenvorschriften können gemacht werden

	Art. 34 Naturschutzzone und Naturschutzzone überlagert (NS)
	Art. 23Naturschutzzone (NS)
	1 Die Naturschutzzone bezweckt den Schutz und die Aufwertung ökologisch wertvoller Naturstandorte. Die Zonenteile sind im Anhang 4 umschrieben.
	2 Nicht zulässig sind insbesondere:
	- Terrainveränderungen (Abgrabungen, Aufschüttungen, Materialablagerungen und –abbau),
	- Entwässerungen oder andere Veränderungen des Wasserhaushaltes,
	- Erstellen von neuen Wegen und Leitungen,
	- Ausgraben und Zerstören von standortgerechten einheimischen Pflanzen und Pflanzenbeständen, Aufforsten und Anlegen neuer Baumbestände.
	3 Auf Flächen, für welche eine landwirtschaftliche Nutzung bzw. Pflege nötig und sinnvoll ist, gelten folgende Nutzungsbestimmungen:
	- Die Vegetation ist einmal pro Jahr zu schneiden, das Schnittgut ist abzuführen.
	- Die Feuchtgebiete sind im Zeitraum von Mitte September bis Mitte Februar zu mähen.
	- Die Trockengebiete dürfen frühestens Mitte Juli geschnitten werden.
	- Sämtliche übrigen landwirtschaftlichen Nutzungen, insbesondere Düngung und Beweidung sind verboten.
	Abweichende Bestimmungen sind mittels Bewirtschaftungsvereinbarungen oder durch Verfügungen festzulegen. Sie dürfen dem Schutzzweck nicht widersprechen.
	4 Nutzung und Pflege im Sinn von Absatz 3 werden, wo nötig, vom Gemeinderat in Verträgen mit dem Kanton und den Bewirtschaftern resp. den Grundeigentümern oder in Verfügungen festgelegt (siehe § 22 und § 28 NLG).
	5 Die Entschädigung für Pflegemassnahmen und Ertragsausfälle richtet sich nach den kantonalen Bestimmungen.
	6 Ausnahmen von diesen Zonenbestimmungen können gemacht werden:

	Art. 23Naturschutzzone (NS)
	Art. 35 Landschaftsschutzzone überlagert (LS)
	1 Die Landschaftsschutzzone überlagert andere Zonen und ergänzt deren Bestimmungen

	Art. 35 Landschaftsschutzzone überlagert (LS)
	Art. 24Landschaftsschutzzone überlagert (LS)
	1 Die Landschaftsschutzzone überlagert andere Zonen und ergänzt deren Bestimmungen

	Art. 24Landschaftsschutzzone überlagert (LS)
	Art. 36 Ortsbildschutzzone überlagert (OS)
	1 Die Ortsbildschutzzone überlagert andere Zonen und ergänzt deren Bestimmungen.

	Art. 36 Ortsbildschutzzone überlagert (OS)
	Art. 26Ortsbildschutzzone überlagert (OS)
	1 Die Ortsbildschutzzone überlagert andere Zonen und ergänzt deren Bestimmungen.

	Art. 26Ortsbildschutzzone überlagert (OS)

	e Schutzobjekte
	Art. 28Kulturobjekte (KO)
	1 Der Gemeinderat bezeichnet und entlässt erhaltens- und schützenswerte Kulturobjekte nach Anhören von Fachleuten sowie der Eigentümer in einem Inventar, das auf der Gemeindekanzlei öffentlich aufliegt und nachgeführt wird.*
	* Die im Zonenplan bezeichneten und im Anhang 6 aufgelisteten Kulturobjekte stellen das kommunale Inventar mit Stand vom Oktober 2002 dar.
	2 Kulturobjekte sind am Standort zu erhalten. Weitere Massnahmen des Objektschutzes, des Umgebungsschutzes und des Unterhalts legt der Gemeinderat auf Vorschlag von Fachleuten und nach Anhörung der Grundeigentümer fest, soweit dies nicht durch übergeordnete Schutzmassnahmen genügend erfolgt ist. Für Veränderungen an Kulturobjekten ist in jedem Fall die Zustimmung des Gemeinderates erforderlich. Bei schützenswerten Kulturobjekten hat vor geplanten Veränderungen eine Stellungnahme des Amtes für Denkmalpflege und Archäologie vorzuliegen.
	3 Umbauten und Renovationen von Kulturobjekten sind so vorzunehmen, dass sowohl die architektonische und die kulturelle Bedeutung wie auch die bauliche Substanz des Objektes gewahrt bleiben.

	Art. 28Kulturobjekte (KO)
	Art. 37 Naturobjekte (NO)
	1 Der Gemeinderat bezeichnet und entlässt schützenswerte Naturobjekte nach Anhören von Fachleuten sowie der Eigentümer in einem Inventar, das auf der Gemeindekanzlei öffentlich aufliegt und nachgeführt wird.
	2 Die im Zonenplan bezeichneten und im Anhang 7 aufgelisteten Naturobjekte sind an ihrem Standort zu erhalten und fachgerecht zu pflegen. Abgehende Einzelbäume sind durch standortgerechte, einheimische Einzelbäume zu ersetzen.
	3 Der Gemeinderat kann an die Kosten für den Ersatz markanter Einzelbäume Beiträge entrichten.

	Art. 37 Naturobjekte (NO)
	Art. 28Naturobjekte
	1 Der Gemeinderat bezeichnet und entlässt schützenswerte Naturobjekte nach Anhören von Fachleuten sowie der Eigentümer in einem Inventar, das auf der Gemeindekanzlei öffentlich aufliegt und nachgeführt wird.*
	* Die im Zonenplan bezeichneten und im Anhang 7 aufgelisteten Naturobjekte stellen das kommunale Inventar mit Stand vom Dezember 2002 dar.
	2 Die Naturobjekte sind an ihrem Standort zu erhalten und fachgerecht zu pflegen. Abgehende Einzelbäume sind durch standortgerechte, einheimische Einzelbäume zu ersetzen.

	Art. 28Naturobjekte
	Art. 38 Aussichtspunkte

	f Ortsplanungsverfahren

	6 Sondernutzungspläne
	a Allgemeine Bestimmungen
	b Bebauungsplan
	c Gestaltungsplan
	Art. 39 Gestaltungsplan
	1 In den im Zonenplan speziell bezeichneten Gebieten darf nur im Rahmen eines Gestaltungsplanes gebaut werden.
	2 Die Mindestfläche für einen Gestaltungsplan, bei dem vom Zonenplan und vom Bau- und Zonenreglement abgewichen werden kann, beträgt 3000 m2. Der ÜZ- und Gesamthöhen-Bonus bis höchstens 10% wird nur in dem Masse gewährt, wie die Anforderungen gemäss § 75 Abs. 3 PBG erfüllt und planungsrechtlich gesichert sind.
	3 In Gebieten mit Gestaltungsplanpflicht kann der Gemeinderat Abweichungen gemäss § 75 PBG Abs. 1 von mehr als 10% gewähren, wenn:
	Die Voraussetzungen und Vorgaben sind kumulativ zu erfüllen. Es wird zudem auf § 14 Abs. 2 PBV verwiesen.

	Art. 39 Gestaltungsplan
	Art. 29Gestaltungspläne
	1 In den im Zonenplan bezeichneten Gebieten mit Gestaltungsplanpflicht dürfen Bauprojekte nur bewilligt werden, wenn sie einem genehmigten Gestaltungsplan entsprechen.
	2 Der Gemeinderat kann aufgrund von Gestaltungsplänen Ausnahmen von den öffentlich-rechtlichen Bauvorschriften gestatten.
	3 Je nach dem Mass, in dem der Gestaltungsplan die Qualitätsanforderungen gemäss § 75 PBG erfüllt, kann der Gemeinderat zur zonengemässen Ausnützungsziffer einen Zuschlag bis max. 15% bewilligen.

	Art. 29Gestaltungspläne


	7 Planungszone


	B Landumlegung und Grenzregulierung
	I Landumlegung
	II Grenzregulierung

	C Planungsvorteile und -nachteile sowie Beiträge
	I Planungsvorteile
	II Planungsnachteile
	III Beiträge

	D Bauvorschriften
	I Allgemeine Bestimmungen
	II Erschliessung
	Art. 40 Abstellplätze für Personenwagen
	1 Das zu schaffende Parkplatzangebot für Personenwagen richtet sich im Grundsatz nach der Norm VSS-40 281. Für Besucher sind in Abweichung zur Norm zusätzlich 20 % der Bewohner-Parkfelder zu erstellen. Vorbehalten bleibt § 94 Strassengesetz.
	2 Wenn besondere Gründe es rechtfertigen, kann der Gemeinderat eine grössere oder kleinere Anzahl Abstellplätze verlangen oder eine etappenweise Schaffung bewilligen, dies insbesondere für gewerbliche Nutzungen.
	3 Die vorgeschriebenen Personenwagen-Abstellplätze sind zweckmässig zusammenzufassen und abseits des Strassenraumes auf privatem Grund zu realisieren.
	4 Parkierungsanlagen von mehr als 40 Parkplätzen für Personenwagen sind unterirdisch anzuordnen. Davon ausgenommen sind öffentliche Nutzungen.
	5 Die Fläche für einen Personenwagen-Abstellplatz muss den Mindestanforderungen der Norm VSS-40 291a genügen.
	6 Abstellplätze sind durch eine gute Gestaltung und Begrünung in die Umgebung einzufügen. Bei offenen Abstellflächen kann der Gemeinderat die Verwendung wasserdurchlässiger Beläge anordnen.
	7 Kann ein Grundeigentümer die erforderlichen Abstellplätze für Personenwagen auf privatem Grund nicht den Vorschriften entsprechend schaffen, so hat er einmalig eine Ersatzabgabe von mindestens Fr. 6’000.- pro Abstellplatz zu entrichten. Die Ersatzabgabe wird vom Gemeinderat erhoben und wird dem Schweizer Baupreisindex der Grossregion Zentralschweiz (Preisbasis Hochbau April 2023 = 114.9 bei Basis Oktober 2020 = 100) angepasst. Sie ist vor Baubeginn zu entrichten. Aus dieser Ersatzabgabe kann kein Anspruch auf einen speziell bezeichneten und reservierten Abstellplatz gestellt werden.
	8 Der Gemeinderat entscheidet über Lage, Anzahl und Realisierungszeitpunkt von Ersatzabstellplätzen und über die Verwendung von Ersatzabgaben zu deren Erstellung.

	Art. 40 Abstellplätze für Personenwagen
	Art. 31Abstellplätze
	1 Je ein Personenwagen-Abstellplatz ist zu erstellen:
	Bei Mehrfamilienhäusern ist zusätzlich mindestens ein Besucherabstellplatz pro 4 Wohnungen zu erstellen.
	2 Wenn besondere Gründe es rechtfertigen, kann der Gemeinderat eine grössere Anzahl Autoabstellplätze verlangen oder eine etappenweise Schaffung bewilligen.
	3 Die vorgeschriebenen Personenwagen-Abstellplätze sind zweckmässig zusammenzufassen und durch eine gute Gestaltung und Begrünung in die Umgebung einzufügen.
	4 Die Gestaltung der Personenwagen-Abstellplätze hat den Normen zu entsprechen. Offene Abstellflächen sind in der Regel mit einem wasserdurchlässigen Belag zu versehen.
	5 Kann ein Grundeigentümer die erforderlichen Abstellplätze auf privatem Grund nicht den Vorschriften entsprechend schaffen, so hat er eine Ersatzabgabe von mindestens Fr. 4'000.-- pro Abstellplatz zu entrichten. Die Ersatzabgabe wird vom Gemeinderat erhoben und wird der Bauteuerung angepasst (Indexierung gemäss Zürcher Index der Wohnbaukosten mit Stand vom Dezember 2003). Sie ist vor Baubeginn zu entrichten. Aus dieser Ersatzabgabe kann kein Anspruch auf einen speziell bezeichneten und reservierten Abstellplatz erhoben werden.
	6 Der Gemeinderat entscheidet über Lage, Anzahl und Realisierungszeitpunkt von Ersatzabstellplätzen und über die Verwendung von Ersatzabgaben zu deren Erstellung.

	Art. 31Abstellplätze
	Art. 41 Mobilitätskonzept
	1 Der Gemeinderat kann in Planungs- und Baubewilligungsverfahren Mobilitätskonzepte verlangen, wenn
	2 Mobilitätskonzepte müssen folgende Mindestinhalte aufweisen:

	Art. 41 Mobilitätskonzept
	Art. 42 Nebenräume



	III Abstände
	1 Grenzabstand
	Art. 43 Zusammenbau
	Art. 32Zusammenbau


	2 Gebäudeabstand
	3 Ausnahmen bei Grenz- und Gebäudeabständen
	4 Weitere Abstände

	IV Höhenmasse
	Art. 44 Gesamthöhe und Fassadenhöhe
	1 Die maximal zulässige Gesamthöhe ist für jede Zone in Anhang 1 dieses Reglements festgelegt. Sie ist abhängig von der Dachform.
	2 Für Bauten, welche die ÜZ-c beanspruchen, reduzieren sich die entsprechenden Werte (Grundwert, maximale Gesamthöhe) um 3.0 m.
	Art. 44 Gesamthöhe und Fassadenhöhe
	Art. 45 Fassadenhöhe bei Schrägdachbauten mit erhöhter ÜZ (ÜZ-b)
	Art. 46 Zurückversetzung oberstes Geschoss bei Flachdachbauten mit erhöhter ÜZ (ÜZ-b)
	1 Bei Flachdachbauten, welche die erhöhte ÜZ-b beanspruchen, muss das oberste Geschoss auf einer Seite um mindestens 3.0 m von der Fassadenflucht zurückversetzt sein. Auf der rückversetzten Seite müssen die obersten Punkte der Brüstung mindestens 1.5 m unterhalb der Dachkonstruktion des obersten Geschosses liegen.

	Art. 46 Zurückversetzung oberstes Geschoss bei Flachdachbauten mit erhöhter ÜZ (ÜZ-b)



	V Schutz des Orts- und Landschaftsbildes sowie der Kulturdenkmäler
	Art. 47 Terrainveränderungen
	1 Bauten sind so in die topografischen Verhältnisse einzufügen, dass Terrainveränderungen und künstlich gestützte Böschungen auf ein Minimum beschränkt bleiben.
	Art. 47 Terrainveränderungen
	Art. 36Gestaltung der Bauten
	1 Bauten sind so zu gestalten, dass sie sich in ihrer äusseren Erscheinung, durch Stellung, Terraingestaltung, Dachform und Farbe in die bauliche und landschaftliche Umgebung eingliedern.
	2 Solartechnische Anlagen und Antennen müssen so gestaltet werden, dass sie sich ins Orts- und Landschaftsbild einfügen.

	Art. 36Gestaltung der Bauten
	Art. 48 Hecken, Feld- und Ufergehölze, Baumgruppen
	1 Die Hecken, Feld- und Ufergehölze sind geschützt.
	2 Ab äusserer Begrenzungslinie der Baum- und Buschstöcke sind mindestens folgende Abstände einzuhalten:
	 Hochbauten aller Art5.0 m
	 Abgrabungen gegenüber Hochstämmen3.0 m
	 Abgrabungen gegenüber Gebüsch2.0 m

	Art. 48 Hecken, Feld- und Ufergehölze, Baumgruppen
	Art. 33Hecken, Feld- und Ufergehölze, Baumgruppen
	1 Die Hecken, Feld- und Ufergehölze sind geschützt.
	2 Ab äusserer Begrenzungslinie der Baum- und Buschstöcke sind mindestens folgende Abstände einzuhalten:
	 Hochbauten aller Art5.0 m
	 Abgrabungen gegenüber Hochstämmen3.0 m
	 Abgrabungen gegenüber Gebüsch2.0 m

	Art. 33Hecken, Feld- und Ufergehölze, Baumgruppen
	Art. 49 Zonenrandbepflanzung
	1 Der Zonenplan legt Bereiche fest, in welchen im Rahmen von Bauvorhaben Hecken zu schaffen und dauernd zu erhalten sind. Der Gemeinderat legt im Baubewilligungsverfahren Heckenbreite und Bepflanzungsart fest.

	Art. 49 Zonenrandbepflanzung
	Art. 34Zonenrandbepflanzung
	1 Der Zonenplan legt Bereiche fest, in welchen im Rahmen von Bauvorhaben Hecken zu schaffen und dauernd zu erhalten sind. Der Gemeinderat legt im Baubewilligungsverfahren Heckenbreite und Bepflanzungsart fest.

	Art. 34Zonenrandbepflanzung
	Art. 50 Durchgrünung
	1 Die Gemeinde kann in der Baubewilligung Bepflanzungen mit mehrheitlich einheimischen, standortgerechten Pflanzenarten zur Begrünung des Siedlungsbereichs verlangen. Dazu ist in der Regel ein Bepflanzungsplan einzureichen. Bei kleineren Bauvorhaben kann der Gemeinderat auf diesen Plan verzichten.
	2 Invasive, gebietsfremde Arten sind nicht zulässig.

	Art. 50 Durchgrünung
	Art. 51 Antennen, Energiegewinnungsanlagen, Aussenreklamen
	1 Aussenantennen dürfen das Orts- und Landschaftsbild nicht beeinträchtigen. Im Übrigen gilt § 143 PBG.

	Art. 51 Antennen, Energiegewinnungsanlagen, Aussenreklamen
	Art. 52 Dachgestaltung
	1 Dächer haben sich in ihrer gesamten Gestaltung (Form, Neigung, Firstrichtung, Material, Farbe, Dachaufbauten und -einschnitte) in die bauliche und landschaftliche Umgebung einzugliedern.
	2 Insbesondere sind in Wohn- Kern- und Dorfzonen für Hauptdachflächen Blech- und Kupfermaterialisierungen untersagt.
	3 Für Energiegewinnungsanlagen auf Dächern gelten die Vorgaben des Raumplanungsrechts des Bundes. Sie haben sich gemäss den kantonalen Vorgaben für Solaranlagen einzugliedern.
	4 Dachaufbauten (Lukarnen, Dacheinschnitte, Dachfenster) sind zulässig, wenn

	Art. 52 Dachgestaltung
	Art. 35Gestaltung und Anrechenbarkeit des Dachgeschosses
	1 Ist die Anzahl der maximal zulässigen Vollgeschosse erreicht, so darf die Kniestockhöhe, gemessen ab Oberkante Dachgeschossboden bis zum Schnittpunkt der Fassade mit der Dachoberfläche, max. 0.90 m und die Dachneigung max. 40° betragen.
	2 Unter Einhaltung der maximalen Kniestockhöhe und Dachneigung darf die nutzbare Fläche des Dachgeschosses im Sinne von § 138 Abs. 3 PBG mehr als 2/3 des darunterliegenden Vollgeschosses betragen, ohne dass es als Vollgeschoss angerechnet wird.
	3 Dachneigung und Dachform sind so zu gestalten, dass in den Quartieren eine ruhige Gesamtwirkung entsteht. Firstrichtung, Eindeckungsmaterialien und deren Farbe sind der baulichen und landschaftlichen Umgebung anzupassen.

	Art. 35Gestaltung und Anrechenbarkeit des Dachgeschosses
	Art. 53 Flachdächer
	Art. 54 Kulturdenkmäler
	1 Der Kanton erfasst die Kulturdenkmäler in einem kantonalen Bauinventar. Die Wirkungen der Aufnahme eines Kulturdenkmals im kantonalen Bauinventar richten sich nach den kantonalen Bestimmungen. Im Zonenplan sind die inventarisierten Kulturdenkmäler orientierend dargestellt.
	2 Im kantonalen Denkmalverzeichnis aufgelistete Objekte unterstehen dem Gesetz über den Schutz der Kulturdenkmäler und sind im Zonenplan orientierend dargestellt. Bauliche Massnahmen an diesen Objekten oder in deren Umgebung bedürfen einer Bewilligung der zuständigen kantonalen Dienststelle.
	3 Schützenswerte Kulturdenkmäler sind an Ihrem Standort zu bewahren. Sie können nach den Bedürfnissen des heutigen Lebens genutzt werden und unter Berücksichtigung ihres Wertes qualitätvoll verändert werden. Sie sind in ihrer baulichen Struktur, Substanz und Erscheinung zu erhalten und dürfen weder abgebrochen noch durch Veränderungen in ihrer Umgebung beeinträchtigt werden. Bei baulichen Veränderungen ist vorgängig die Stellungnahme der zuständigen kantonalen Dienststelle einzuholen.
	4 Erhaltenswerte Kulturdenkmäler sind an Ihrem Standort zu bewahren. Sie können nach den Bedürfnissen des heutigen Lebens genutzt werden und unter Berücksichtigung ihres Wertes qualitätvoll verändert werden. Ein Abbruch ist nur zulässig, wenn die Erhaltung des Kulturdenkmals nachweislich unverhältnismässig ist. Ein Ersatzbau muss in Bezug auf Gestaltung, Volumen, und auf die Stellung im Orts- oder Landschaftsbild mindestens gleichwertige Qualität aufweisen.
	5 Baugruppen sind in Bezug auf die Wirkung des Ensembles und auf den Ortsbild- und Landschaftsschutz den schützenswerten Objekten gleichgestellt. Für bauliche Veränderungen innerhalb einer Baugruppe ist vorgängig die Stellungnahme der zuständigen kantonalen Dienststelle einzuholen.

	Art. 54 Kulturdenkmäler
	Art. 55 Archäologische Fundstellen
	1 Der Kanton erfasst die archäologischen Fundstellen in einem kantonalen Fundstelleninventar. Die Wirkungen der Aufnahme einer archäologischen Fundstelle im kantonalen Fundstelleninventar richten sich nach den kantonalen Bestimmungen. Im Zonenplan sind die inventarisierten Fundstellen orientierend dargestellt.

	Art. 55 Archäologische Fundstellen
	Art. 25Archäologische Schutzzone überlagert (AS)
	1 Die archäologische Schutzzone überlagert andere Zonen und ergänzt deren Bestimmungen. Die Zonenteile sind im Anhang 5 umschrieben.

	Art. 25Archäologische Schutzzone überlagert (AS)
	Art. 56 Beleuchtung
	1 Sämtliche Lichtemissionen sind möglichst durch Massnahmen an der Quelle auf das objektiv Notwendige zu beschränken und sind energieeffizient und umweltschonend zu betreiben. Durch eine optimale Wahl und Ausrichtung der Leuchtung sowie im Bedarfsfall durch Abschirmungen ist Licht nur dorthin strahlen zu lassen, wo es dem Beleuchtungszweck dient. Himmelwärts strahlende stationäre oder mobile Beleuchtungsanlagen, wie z. B. Skybeamer, sind nicht zulässig. Die Beleuchtungsstärke und die Zeitdauer der Beleuchtung sind soweit wie möglich zu reduzieren (durch Zeitschaltung, Bewegungsmelder etc.).
	2 Lichtreklamen, beleuchtete Reklamen sowie beleuchtete Schaufenster sind von 22.00 Uhr bis 06.00 Uhr auszuschalten. Davon ausgenommen sind Betriebe während der bewilligten Betriebszeit, sofern ein ausreichendes Interesse geltend gemacht werden kann.
	3 Lichtemissionen in Ruheräume (Schlafzimmer) sind möglichst zu vermeiden. Naturräume (Siedlungsränder, Grünzonen, Flüsse etc.) dürfen durch kein weisses Licht (Blauanteil) und keine Strahlung im UV-Bereich gestört werden.

	Art. 56 Beleuchtung
	Art. 57 Reklamen
	1 Permanente Reklameanschlagstellen und digitale Folgelösungen (z. B. Display) werden nur aufgrund eines von der Gemeinde für das ganze Gemeindegebiet genehmigten Konzepts bewilligt, in dem Anzahl, Grösse und Standorte der Anschlagstellen bestimmt sind.

	Art. 57 Reklamen



	VI Sicherheit
	Art. 58 Technische Gefahren
	1 Bei der Änderung der Bau- und Zonenordnung und bei Sondernutzungsplanungen in technischen Gefahrenbereichen gemäss Konsultationskarte «Technische Gefahren», die eine deutliche Erhöhung des Risikos für die Bevölkerung zur Folge haben, sind raumplanerische Massnahmen, Schutzmassnahmen am geplanten Objekt oder Sicherheitsmassnahmen bei Anlagen oder Betrieben mit störfallrelevanten Gefahren zu prüfen und festzulegen.
	2 In eingezonten Gebieten mit einem hinterlegten Risikobericht ist zu prüfen, ob die darin getroffenen Annahmen weiterhin aktuell sind. Ändern sich die Annahmen wesentlich, insbesondere die vorgesehenen Nutzungen, ist der Risikobericht zu aktualisieren.
	3 In eingezonten Gebieten mit einer Auflage für Schutzmassnahmen (z.B. Personenzahlbeschränkung, ausreichende Abstände zur Risikoquelle, Anordnung der Raumaufteilung, technische Massnahmen an den Fassaden und Lüftungstechnik) sind bei Bauvorhaben diese Schutzmassnahmen der zuständigen kantonalen Dienststelle zur Beurteilung einzureichen. In eingezonten Gebieten ohne Auflage für Schutzmassnahmen sind Schutzmassnahmen bei Bauvorhaben freiwillig zu realisieren.

	Art. 58 Technische Gefahren
	Art. 59 Naturgefahren
	1 Die gefährdeten Gebiete gemäss § 146 PBG sind in der kommunalen Gefahrenkarte vermerkt. Sie sind im Zonenplan als orientierende Hinweise dargestellt. Die Gefahrenkarte kann auf der Gemeindeverwaltung eingesehen werden.
	2 Gebiete mit erheblicher Gefährdung dienen dem Schutz von Leib und Leben sowie von Sachwerten in durch Naturgefahren stark gefährdetem Gebiet.
	3 Gebiete mit mittlerer oder geringer Gefährdung dienen dem Schutz von Sachwerten bei mittlerer bzw. geringer Gefährdung durch Wasserprozesse (Überschwemmung, Übersarung und Erosion), Sturzprozesse (Blockschlag) oder Rutschprozesse (permanente Rutschung, Spontanrutschung, Hangmure, Uferrutschung, Sackung, Absenkung und Einsturz).
	4 Der Gemeinderat berücksichtigt die entsprechenden Gefährdungssituationen im Rahmen des Baubewilligungsverfahrens.
	5 In den Gefahrengebieten mit erheblicher Gefährdung sind Neu- und Erweiterungsbauten, die dem dauernden Aufenthalt von Menschen oder Tieren dienen, verboten.
	6 In den Gefahrengebieten mit mittlerer Gefährdung legt der Gemeinderat aufgrund von durch die Bauherrschaft zu erbringenden Nachweisen und Berechnungen die notwendigen Auflagen und Massnahmen fest. Mit dem Baugesuch ist der Nachweis zu erbringen, dass mit der vorgesehenen Bauweise auf dem Baugrundstück selbst eine angemessene Verringerung des Risikos erreicht wird, und dass sich nicht auf anderen Grundstücken eine Erhöhung der Gefahr ergibt.

	Art. 59 Naturgefahren



	VII Schutz der Gesundheit
	1 Allgemeine Bestimmungen
	2 Spielplätze und Freizeitanlagen
	Art. 60 Spiel- und Freizeitanlagen
	1 Spielplätze und Freizeitanlagen im Sinne von § 158 PBG sind bereits bei Wohnbauten und Überbauungen mit vier und mehr Wohnungen zu erstellen.
	Art. 60 Spiel- und Freizeitanlagen
	Art. 37Ersatzabgaben für Spielplätze und Freizeitanlagen
	1 Spielplätze und Freizeitanlagen im Sinne von § 158 PBG sind bereits bei Wohnbauten und Überbauungen mit vier und mehr Wohnungen zu erstellen.

	Art. 37Ersatzabgaben für Spielplätze und Freizeitanlagen


	3 Immissionsschutz
	Art. 61 Lärmbelastete Gebiete
	1 In lärmbelasteten Gebieten gelten Art. 29 bis 31 der Eidgenössischen Lärmschutzverordnung (LSV). Eine Gestaltungsplan- oder Baubewilligung für Gebäude mit lärmempfindlicher Nutzung kann erst nach Vorliegen eines entsprechenden Nachweises, dass der massgebliche Grenzwert eingehalten wird, erteilt werden.
	2 Kann der Grenzwert trotz Lärmschutzmassnahmen nicht eingehalten werden, so ist das überwiegende Interesse auszuweisen und der kantonalen Dienststelle Umwelt und Energie ist ein Gesuch um eine Ausnahmebewilligung gemäss Art. 30 LSV, bzw. eine Zustimmung gemäss Art. 31 LSV einzureichen.

	Art. 61 Lärmbelastete Gebiete
	Art. 30Lärmbelastete Gebiete
	1 Für lärmbelastete Gebiete, bei denen Grund zur Annahme besteht, dass der massgebende Grenzwert überschritten ist, oder eine Überschreitung zu erwarten ist, sind die Bestimmungen des Lärmschutzes, insbesondere die Bestimmungen von Artikel 29, 30 und 31 der Lärmschutz-Verordnung (LSV), besonders zu beachten. In diesen Gebieten erteilt der Gemeinderat die Baubewilligung für Gebäude mit lärmempfindlicher Nutzung erst nach Vorliegen eines entsprechenden Nachweises. Kann der Grenzwert nicht eingehalten werden, so ist bei der kantonalen Dienststelle Umwelt und Energie ein Gesuch um Zustimmung, bzw. für eine Ausnahmebewilligung einzureichen.

	Art. 30Lärmbelastete Gebiete


	4 Bezug von Neubauten

	VIII Energie
	Art. 62 Energie
	1 Der Gemeinderat kann für Gesamtüberbauungen und Einzelbauten die Anschlusspflicht an ein Wärmeverbundnetz festlegen, sofern dies technisch machbar und wirtschaftlich vertretbar ist.
	Art. 62 Energie



	IX Hochhäuser
	X Einkaufs- und Fachmarktzentren
	XI Camping und Fahrende
	XII Bestandesgarantie und Bauvorhaben ausserhalb der Bauzonen

	E Baubewilligung und Baukontrolle
	F Rechtsschutz
	G Aufsicht, Vollzug, Strafen
	Art. 63 Zuständige Behörde
	1 Die Aufsicht über das Bauwesen und die Handhabung dieses Reglements obliegt dem Gemeinderat. Dieser hat die kantonalen und eidgenössischen Bauvorschriften und die Bestimmungen dieses Reglements von Amtes wegen anzuwenden.
	2 Bei wichtigen Fragen des Natur- und Landschaftsschutzes sowie bei Bauvorhaben, welche voraussichtlich wesentliche Auswirkungen auf die Lebensräume der Tiere und Pflanzen haben, hat der Gemeinderat die zuständigen Fachstellen des Kantons zu informieren und ihre Stellungnahme bei seinem Entscheid mit zu berücksichtigen (§ 6 NLG).
	3 Bei Bauvorhaben an Kulturobjekten oder in deren Umgebung ist vorgängig die Stellungnahme der kantonalen Denkmalpflege einzuholen und im Entscheid zu berücksichtigen.
	Art. 63 Zuständige Behörde
	Art. 38Zuständige Behörde, Gutachten
	1 Die Aufsicht über das Bauwesen sowie der Vollzug dieses Reglements obliegen dem Gemeinderat.
	2 Der Gemeinderat ist berechtigt, bei wichtigen Baufragen sowie zur Beurteilung von grösseren Bauvorhaben und Gestaltungsplänen auf Kosten der Gesuchsteller neutrale Fachleute beizuziehen.
	3 Bei wichtigen Fragen des Natur- und Landschaftsschutzes  sowie bei Bauvorhaben, welche voraussichtlich wesentliche Auswirkungen auf die Lebensräume der Tiere und Pflanzen haben, hat der Gemeinderat die zuständigen Fachstellen des Kantons zu informieren und ihre Stellungnahme bei seinem Entscheid mit zu berücksichtigen.

	Art. 38Zuständige Behörde, Gutachten
	Art. 64 Gebühren
	Art. 39Gebühren
	Art. 65 Wiederherstellung des vorschriftgemässen Zustandes, Einstellung der Bauarbeiten
	Art. 40Wiederherstellung des vorschriftsgemässen Zustandes, Einstellung der Bauarbeiten
	Art. 66 Strafbestimmungen
	1 Wer vorsätzlich und ohne Berechtigung ein Naturschutzobjekt zerstört oder schwer beschädigt, wird gemäss § 53 Abs. 1 NLG mit einer Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder einer Geldstrafe bestraft. In leichten Fällen oder wenn der Täter fahrlässig handelt, ist die Strafe eine Busse bis 40'000 Franken.
	2 Wer die Vorschriften in Art. 32 Abs. 2, 3 und 4, Art. 33 Abs. 2, Art. 35 Abs. 2 sowie Art. 44 Abs. 1 dieses Bau- und Zonenreglements verletzt, wird gemäss § 53 Abs. 2b. NLG mit einer Busse bis zu 20'000 Franken, in leichten Fällen bis zu 5'000 Franken bestraft.

	Art. 66 Strafbestimmungen
	Art. 41Strafbestimmungen zum Schutz der Naturobjekte
	1 Wer vorsätzlich und ohne Berechtigung ein Naturschutzobjekt zerstört oder schwer beschädigt wird gemäss § 53 Abs. 1 des Natur- und Landschaftsschutzgesetzes mit Gefängnis bis zu einem Jahr oder Busse bis 100’000 Franken bestraft. In leichten Fällen, oder wenn der Täter fahrlässig handelt, ist die Strafe Haft oder Busse bis 40’000 Franken.

	Art. 41Strafbestimmungen zum Schutz der Naturobjekte




	H Schlussbestimmungen
	I Aufhebung des bisherigen Rechts
	II Übergangsbestimmungen
	Art. 67 Schlussbestimmungen
	1 Das vorliegende Bau- und Zonenreglement tritt mit der Genehmigung durch den Regierungsrat in Kraft.
	2 Das Bau- und Zonenreglement sowie der Zonenplan vom 28. Februar 2005 mit ihren Änderungen werden aufgehoben.
	3 Die bei Inkrafttreten dieses Bau- und Zonenreglements vom Gemeinderat noch nicht entschiedenen Baugesuche sind nach diesen Vorschriften zu beurteilen.
	4 Folgende Bebauungs- und Gestaltungspläne inklusive deren Bauvorschriften sowie nachträglich erfolgten Änderungen werden mit der Genehmigung des vorliegenden Bau- und Zonenreglements durch den Regierungsrat aufgehoben:

	Art. 67 Schlussbestimmungen
	Art. 42Inkrafttreten
	1 Dieses Reglement tritt nach Annahme durch die Einwohnergemeinde mit der Genehmigung des Regierungsrates in Kraft.
	2 Das Bau- und Zonenreglement sowie der Zonenplan vom 9. September 1987 und sämtliche Nachträge sind aufgehoben.

	Art. 42Inkrafttreten





